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A  Problem  
 
Nach dem erfolgreichen Abschluss der Aufbauphase und der erstmaligen Erfüllung der För-
derkriterien sind durch zwischenzeitlich in Kraft getretene weitere (bundes)- gesetzliche Rah-
menbedingungen Anforderungen definiert worden, für deren Gewährleistung das Landes-
krebsregister NRW (LKR NRW) Sorge zu tragen hat, nicht zuletzt um die Stellung und wissen-
schaftliche Position des LKR NRW als größtes Landeskrebsregister in Deutschland und seine 
Teilnahme an wissenschaftlicher Forschung nicht zu gefährden.  
 
Beispielsweise wird durch § 4 des Gesetzes zur Nutzung von Gesundheitsdaten zu gemein-
wohlorientierten Forschungszwecken und zur datenbasierten Weiterentwicklung des Gesund-
heitswesens (Gesundheitsdatennutzungsgesetz - GDNG) ein Anspruch definiert, dass Antrag-
stellern unter den dort geregelten Voraussetzungen pseudonymisierte Einzeldatensätze unter 
Verwendung einer Forschungskennziffer zur Verfügung gestellt werden sollen. Angesichts der 
parallelen voranschreitenden dynamischen Entwicklungen im Bereich der Datennutzung für 
wissenschaftliche Zwecke besteht darüber hinaus ganz allgemein die Notwendigkeit, dass 
durch das LKR NRW jegliche gesetzlich vorgesehene Datenlieferungen an weitere Stellen 
ohne technische oder gesetzliche Hindernisse vorgenommen werden können, sowie ferner, 
dass Daten entgegengenommen werden können. Dies bedingt, dass das LKR an Verfahren, 
wie sie üblicherweise und flächendeckend bereits zum Datenabgleich sowie zur Datenver-
knüpfung eingesetzt werden, ohne Hindernisse und Einschränkungen teilnehmen können 
muss. Dies sind in der Praxis größtenteils Verfahren, die die Krankenversicherungsnummer 
zur Erzeugung einer Arbeitsnummer (beispielsweis Forschungskennziffern nach GDNG) ver-
wenden.  
 
Das LKR NRW hat eine vergleichsweise hohe Widerspruchsrate, die die Nutzung der Daten 
deutlich einschränkt. Durch den Umstand, dass der Widerspruch bislang bei den meldepflich-
tigen Personen einzulegen ist, kann das LKR NRW jedoch auf den Prozess kaum bis gar 
keinen Einfluss nehmen, so dass die Regelungen zum Widerspruch einer Anpassung bedür-
fen.   
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B  Lösung  
 
Mit dem vorliegenden Entwurf sollen die durch das GDNG erforderlich gewordenen Änderun-
gen aufgenommen werden. Zusätzlich sollen weitere, nach dem Abschluss der Aufbauphase 
des Landeskrebsregisters aufgetretenen, Regelungs- und Änderungserfordernisse sowie Än-
derungen der Begrifflichkeiten aufgegriffen werden. 
 
Das LKR NRW muss an Verfahren, wie sie üblicherweise und flächendeckend bereits zum 
Datenabgleich sowie zur Datenverknüpfung eingesetzt werden, ohne Hindernisse und Ein-
schränkungen teilnehmen können. Dies sind in der Praxis größtenteils Verfahren, die die Kran-
kenversicherungsnummer zur Erzeugung einer Arbeitsnummer (beispielsweis Forschungs-
kennziffern nach GDNG) verwenden. Daher wird durch den Gesetzesentwurf die Möglichkeit 
einer separaten Verschlüsselung und entsprechenden Speicherung des unveränderbaren 
Teils der KV-Nummer vorgesehen sowie im Ausnahmefall die Möglichkeit einer Verarbeitung 
im Klartext unter engen Voraussetzungen. 
 
Die Regelungen zum Widerspruch im § 13 LKRG NRW werden geändert, der Widerspruch 
kann fortan nur noch bei der Vertrauensstelle des LKR NRW eingelegt werden.  
 
C  Alternativen  
 
Keine. 
 
D  Kosten  
 
Keine. 
 
E  Zuständigkeit  
 
Zuständig ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales.  
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und  

Gemeindeverbände  
 
Keine. 
 
G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte  
 
Keine. 
 
H  Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes  
 
Der Gesetzesentwurf hat keine Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Die Wirkungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. Auswirkungen auf die 
unterschiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten. 
 
I  Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Keine. 
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J  Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 
 
Das Gesetz hat keine spezifischen Auswirkungen auf Menschen mit Behinderung. 
 
K  Auswirkungen auf das E-Government und die Digitalisierung von Staat und Verwal-

tung  
 
Keine. 
 
L  Befristung 
 
Eine Befristung ist nach § 39 Absatz 1 der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien 
des Landes Nordrhein-Westfalen (GGO) nicht erforderlich, da es sich nicht um einen Entwurf 
eines neuen Stammgesetzes handelt, sondern um die Änderung eines bereits bestehenden 
Stammgesetzes handelt. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Drittes Gesetz 

zur Änderung des Landeskrebsregister-
gesetzes 

 

  

Artikel 1 
Änderung des  

Landeskrebsregistergesetzes 
 

Das Landeskrebsregistergesetz vom 2. Feb-
ruar 2016 (GV. NRW. S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31.Okto-
ber 2023 (GV. NRW. S. 1168) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

  
Gesetz über die klinische und epidemio-

logische Krebsregistrierung im Land 
Nordrhein – Westfalen (Landeskrebsre-

gistergesetz - LKRG NRW) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 1 
Landeskrebsregister 

 
(1) Zur Verbesserung der Qualität der onko-
logischen Versorgung und der Bekämpfung 
und Erforschung von Krebserkrankungen 
wird durch das für Gesundheit zuständige 
Ministerium das Landeskrebsregister Nord-
rhein-Westfalen (Landeskrebsregister) ge-
führt. Es erfüllt die dem Land durch § 65c des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch - Gesetz-
liche Krankenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I 
S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 17. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 191) geändert worden ist, sowie der 
durch § 3 des Bundeskrebsregisterdatenge-
setzes vom 10. August 2009 (BGBl. I 
S. 2702, 2707) übertragenen hoheitlichen 
Aufgaben 
 
1.  der epidemiologischen Krebsregistrie-

rung, welche das Auftreten von Krebs-
erkrankungen sowie die Art der Pri-
märtherapie bei Personen, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben oder hatten erfasst, sowie 

2.  der klinischen Krebsregistrierung, wel-
che die Daten über das Auftreten, den 
Verlauf und die Behandlung von Krebs-
erkrankungen bei Personen, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes behan-
delt werden, behandelt wurden oder 
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1.  In § 1 Absatz 2 wird die Angabe „der Ge-

sellschaft epidemiologischer Krebsre-
gister“ durch die Angabe „des Deutsche 
Krebsregister e.V.“ und die Angabe „Tu-
morerkrankungen“ durch die Angabe 
„Krebserkrankungen“ ersetzt. 

 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt haben oder hatten, erhebt. 

  
(2) Die in Absatz 1 genannten Angaben wer-
den gemäß § 65c Absatz 1 Satz 3 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch in der jeweils 
geltenden Fassung auf der Grundlage des 
einheitlichen onkologischen Basisdatensat-
zes der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Tu-
morzentren und der Gesellschaft epidemio-
logischer Krebsregister in Deutschland zur 
Basisdokumentation für Tumorerkrankungen 
und aller ihn ergänzender Module flächende-
ckend sowie möglichst vollzählig und voll-
ständig erhoben. 
  
(3) Das Landeskrebsregister hat die Aufga-
ben, fortlaufend und flächendeckend Daten 
über das Entstehen, das Auftreten, die Be-
handlung und den Verlauf von Krebserkran-
kungen zu sammeln, zu verarbeiten, wissen-
schaftlich auszuwerten und zu publizieren 
sowie Daten für die Forschung und Gesund-
heitsberichterstattung zur Verfügung zu stel-
len. Es soll mitwirken bei der Bewertung prä-
ventiver und kurativer Maßnahmen im Rah-
men der Krebsbekämpfung, der Ergebnis-
kontrolle von Maßnahmen zur Krebsfrüher-
kennung sowie bei der Herstellung von Ver-
sorgungstransparenz. Das Landeskrebsre-
gister hat regionale oder landesweite Quali-
tätskonferenzen zu fördern, durchzuführen 
oder sich daran zu beteiligen. Im Übrigen soll 
das Landeskrebsregister Forschungsvorha-
ben, die den in Absatz 1 genannten Zielen 
dienen, fördern, durchführen oder sich daran 
beteiligen. 
  
(4) Dem Landeskrebsregister werden die 
epidemiologische und klinische Krebsregist-
rierung als Aufgaben zugewiesen. Das Lan-
deskrebsregister hat die Vollzähligkeit, Voll-
ständigkeit und Flächendeckung der Krebs-
registrierung regelmäßig zu überprüfen und 
darüber zu berichten. 
  
(5) Das Landeskrebsregister wird in regel-
mäßigen Abständen durch unabhängige 
Dritte evaluiert, insbesondere zu den Verfah-
ren nach den §§ 3, 9 bis 11. 
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(6) Das Landeskrebsregister hat einen Bei-
rat, einen wissenschaftlichen Fachaus-
schuss sowie einen Aufsichtsrat, wenn eine 
juristische Person des Privatrechts nach § 4 
Absatz 1 beliehen wird. Der Beirat berät das 
Landeskrebsregister bei der Wahrnehmung 
seiner Aufgaben nach diesem Gesetz. Der 
Fachausschuss berät den Beirat und das 
Landeskrebsregister wissenschaftlich. 
 

2.  § 2 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 1 wird die Angabe „Deut-
schen Institut für Medizinische Do-
kumentation und Information“ durch 
die Angabe „Bundesamt für Arznei-
mittel und Medizinprodukte“ er-
setzt. 

 
 
 
b)  In Absatz 2 wird nach der Angabe 

„therapierende“ die Angabe „krebs-
spezifische“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Krebserkrankungen sind bösartige Neu-
bildungen einschließlich ihrer Frühstadien, 
Neubildungen unbekannten Charakters und 
unsicheren Verhaltens sowie gutartige Neu-
bildungen des zentralen Nervensystems 
nach dem Schlüssel der Internationalen 
Klassifikation der Krankheiten (ICD-Schlüs-
sel) in der jeweils geltenden vom Deutschen 
Institut für Medizinische Dokumentation und 
Information im Auftrag des für Gesundheit 
zuständigen Bundesministeriums herausge-
gebenen Fassung. 
  
(2) Die ärztliche Behandlung umfasst alle Tä-
tigkeiten von Ärztinnen und Ärzten und 
Zahnärztinnen und Zahnärzten zur Feststel-
lung der Diagnose einer Krebserkrankung, 
therapierende Maßnahmen sowie anlässlich 
einer Krebserkrankung durchgeführte Nach-
sorgeuntersuchungen. 
  
(3) Die Diagnose einer Krebserkrankung ist 
gesichert, wenn sie aufgrund eines wissen-
schaftlich anerkannten Diagnoseverfahrens 
festgestellt wurde. 
  
(4) Identitätsdaten sind 
 
1.  der Familienname, Geburtsname, die 

Vornamen, frühere Namen und Titel, 
2.  der Tag, der Monat und das Jahr der 

Geburt, 
3.  das Geschlecht, 
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aa)  Nummer 4 wird durch die fol-
gende Nummer 4 ersetzt: 

 
„4.  die Wohnanschrift zum 

Zeitpunkt der Meldung ge-
mäß amtlichem Wohnsitz 
(Land, Postleitzahl, Woh-
nort, Straße und Haus-
nummer),“. 

 
bb)  In Nummer 5 wird nach der An-

gabe „Krankenversicherten-
nummer“ die Angabe „nach 
§ 290 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
cc)  In Nummer 6 wird die Angabe 

„Tumordiagnose“ durch die An-
gabe „Krebsdiagnose“ ersetzt.  

 
 
 

d)  Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

aa)  Nummer 5 wird durch die fol-
gende Nummer 5 ersetzt: 

 
„5.  die Krebsdiagnose (Topo-

graphie einschließlich 
Haupt-, Neben- und Sei-
tenlokalisation, Morpholo-
gie einschließlich des his-
topathologischen Grads 
der Krebsausbreitung so-
wie krebsspezifische 
Prognosemarker) im Klar-
text und nach dem ICD-
Schlüssel einschließlich 
der Versionskennung des 
Schlüssels,“. 

 

 
 
 
4.  die Wohnanschrift im Zeitpunkt der Mel-

dung (Postleitzahl, Wohnort, Straße und 
Hausnummer), 

 
 
 
 
5.  die Krankenversichertennummer, gege-

benenfalls der Name des privaten Kran-
kenversicherungsunternehmens, die 
von ihm vergebene Versichertennum-
mer oder die Angabe, dass die be-
troffene Person nach öffentlich-rechtli-
chen Grundsätzen Anspruch auf unent-
geltliche Krankenbehandlung, freie Heil-
fürsorge oder Beihilfe hat oder bei der 
Beihilfe berücksichtigungsfähig ist, 

6.  der Tag, der Monat und das Jahr der Tu-
mordiagnose und 

 
7.  der Tag, der Monat und das Jahr des 

Todes. 
  
(5) Epidemiologische Daten sind 
 
1.  der Monat und das Jahr der Geburt, 
2.  das Geschlecht, 
3.  die Postleitzahl mit Ortsnamen und Ge-

meindeziffer, 
4.  aktueller Wohnort des Patienten bei 

Meldeanlass, 
 
 
 
5.  die Tumordiagnose (Topographie ein-

schließlich Haupt-, Neben- und Seiten-
lokalisation, Morphologie einschließlich 
des histopathologischen Grads der Tu-
morausbreitung sowie tumorspezifische 
Prognosemarker) im Klartext und nach 
dem ICD-Schlüssel einschließlich der 
Versionskennung des Schlüssels, 
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bb)  In Nummer 6 wird die Angabe 
„Tumordiagnose“ durch die An-
gabe „Krebsdiagnose“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
cc)  In Nummer 9 wird die Angabe 

„Tumordiagnosen“ durch die 
Angabe „Krebsdiagnosen“ er-
setzt. 

 
 
 
 
 

e)  Absatz 6 Nummer 2 und 3 wird 
durch die folgenden Nummern 2 
und 3 ersetzt: 

 
 
 
 
 

„2.  der Tag, der Monat und das 
Jahr des Beginns und der Be-
endigung einer Krebstherapie, 
im Falle der Beendigung auch 
der Grund hierfür, 

 
3.  die Art und das Ergebnis einer 

Krebstherapie, bei einer Ope-
ration insbesondere Zielgebiet 
und die Beurteilung des Resi-
dualstatus, bei einer medika-
mentösen Therapie insbeson-
dere Arzneimittel, Wirkstoff, 
Häufigkeit der Anwendung und 
verabreichte Menge je Anwen-
dung, bei einer Strahlenthera-
pie insbesondere Zielgebiet 
und die Beurteilung des Resi-
dualstatus, Applikationsart und 
Dosis, bei einer systemischen 
Therapie insbesondere Appli-
kationsart,“.  

 
 
 
 
 
 

6.  der Tag, der Monat, das Jahr und der 
Anlass der Tumordiagnose, 

 
 
7.  der Tag, der Monat und das Jahr des 

Todes, 
8.  das Stadium der Erkrankung, 
 
9.  frühere Tumordiagnosen, 
 
 
 
10.  die Diagnosesicherung, 
11.  die Art der Primärtherapie, 
12.  die Todesursachen und 
13.  die durchgeführte Autopsie. 
  
(6) Klinische Daten sind die Daten nach Ab-
satz 5 Nummer 1 bis 3 und Nummer 5 bis 13 
sowie 
 
1.  die weiteren Angaben über den Verlauf 

der Erkrankung, insbesondere Lokalisa-
tion und Zeitpunkt der Diagnose von 
Metastasen oder Rezidiven, 

2.  der Tag, der Monat und das Jahr des 
Beginns und der Beendigung einer Tu-
mor- oder palliativen Therapie, im Falle 
der Beendigung auch der Grund hierfür, 

 
 
3.  die Art und das Ergebnis einer Tumor- 

oder palliativen Therapie, bei einer Ope-
ration insbesondere Zielgebiet und die 
Beurteilung des Residualstatus, bei ei-
ner medikamentösen Therapie insbe-
sondere Arzneimittel, Wirkstoff, Häufig-
keit der Anwendung und verabreichte 
Menge je Anwendung, bei einer Strah-
lentherapie insbesondere Zielgebiet 
und die Beurteilung des Residualstatus, 
Applikationsart und Dosis, bei einer sys-
temischen Therapie insbesondere Ap-
plikationsart, 

 
 
 
 
4.  die Nebenwirkungen der Therapie, 
5.  der Tag, der Monat, das Jahr und das 

Ergebnis von Tumorkonferenzen und 
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f)  Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

aa)  In Nummer 2 wird die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch 
die Angabe „Vertrauensstelle“ 
ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bb)  In Nummer 5 wird die Angabe 

„(Informationsstatus),“ durch 
die Angabe „(Informationssta-
tus) und“ ersetzt. 

 
cc)  Nummer 6 wird gestrichen. 
 
 
 
dd)  Nummer 7 wird zu Nummer 6. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6.  der Tag, der Monat, das Jahr, die Art 
und Ergebnisse von Nachsorgeuntersu-
chungen. 

 
(7) Meldungsbezogene Daten sind 
 
1.  die dauerhafte, eindeutige Identifizie-

rungsnummer der meldepflichtigen Per-
son, 

2.  der Zeitpunkt der Meldung an die Daten-
annahmestelle (Jahr, Monat, Tag, 
Stunde, Minute, Sekunde, Millise-
kunde), 

3.  die von der meldenden Stelle für die Er-
krankte oder den Erkrankten vergebene 
eindeutige Nummer, die für sich genom-
men keinen Rückschluss auf die Identi-
tät der betroffenen Person zulässt (mel-
destellenbezogene Referenznummer), 

4.  die für jede Meldung vergebene eindeu-
tige Nummer, die keinen Rückschluss 
auf die Identität der betroffenen Person 
zulässt (Transaktionsnummer), 

5.  die Angabe, dass die Pflichten des § 13 
Absatz 2 erfüllt wurden, noch erfüllt wer-
den oder nach § 13 Absatz 5 hiervon ab-
gesehen werden soll (Informationssta-
tus), 

6.  die Angabe, ob die betroffene Patientin 
oder der betroffene Patient nach § 13 
Absatz 1 einen Widerspruch erklärt hat 
und 

7. wenn die meldende Person weder 
selbst noch im Falle des § 12 Absatz 3 
Satz 1 durch die behandelnden Ärztin-
nen, Ärzte, Zahnärztinnen oder Zahn-
ärzte einen unmittelbaren Kontakt mit 
der betroffenen Person hat, der Famili-
enname, Vorname und die Anschrift der 
Person, die unmittelbaren Kontakt mit 
der betroffenen Person hat, oder Name 
und Anschrift der Einrichtung, die die 
betroffene Person behandelt. 

  
(8) Sterbefallbezogene Daten sind 
  
1.  die vollständige Bezeichnung oder die 

eindeutige Standesamtsnummer des 
beurkundenden Standesamts, 

  
2.  die Sterbebuchnummer, 
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g)  Absatz 10 wird durch den folgen-
den Absatz 10 ersetzt: 

 
 „(10) Intervallkrebs ist eine Krebs-

erkrankung bei Screening-Teilneh-
merinnen und Teilnehmern mit un-
auffälligem Screening-Befund, die 
im Zeitintervall bis zur nächsten, 
geplanten, regulären Screening-
Untersuchung oder nach altersbe-
dingtem Ausscheiden aus dem 
Screening außerhalb des Krebs-
früherkennungsprogrammes ent-
deckt wird.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3.  die Todesursachen, Grunderkrankun-
gen und andere wesentliche Krank-
heitszustände (Begleiterkrankungen) im 
Klartext und die nach ICD verschlüssel-
ten Angaben, 

  
4.  die jeweiligen (geschätzten) Zeiträume 

zwischen dem Krankheitsbeginn und 
dem Tod und 

  
5.  der Monat und das Jahr des Todes. 
  
(9) Ein Datensatz ist die zu einem Krebser-
krankungsfall gehörende Sammlung von Da-
ten nach Absatz 4 bis 8. Eine Registernum-
mer ist die für jede Person von der Landes-
auswertungsstelle im Register fortlaufend 
vergebene Nummer, die keinen Rückschluss 
auf die Identität der betroffenen Person zu-
lässt. 
 
 
 
(10) Intervallkarzinome sind Krebserkran-
kungen bei Screening-Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern mit unauffälligem Screening-
Befund, die im Zeitintervall bis zur nächsten, 
geplanten, regulären Screening-Untersu-
chung oder nach altersbedingtem Ausschei-
den aus dem Screening außerhalb des 
Krebsfrüherkennungsprogrammes entdeckt 
werden. 
 
 
(11) Die in den auf Grundlage des § 25a Ab-
satz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch in der jeweils geltenden Fassung 
vom Gemeinsamen Bundesausschuss erlas-
senen Richtlinien bestimmten Stellen sind öf-
fentliche Stellen im Sinne des § 5 Absatz 1 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244, 
ber. S. 278 und S. 404) in der jeweils gelten-
den Fassung, oder eine unter ärztlicher oder 
zahnärztlicher Leitung stehende Stelle. 
  
(12) Eine Transportverschlüsselung (Punkt 
zu Punkt Verschlüsselung) ist eine für jede 
Datenübermittlung erfolgende, dem Stand 
der Technik entsprechende vorübergehende 
Verschlüsselung von Daten, in die während 
der Übermittlung keine Möglichkeit der Ein-
sichtnahme gegeben sein darf. 
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h)  Nach Absatz 14 wird der folgende 

Absatz 15 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „(15) Ein Versicherten-Chiffrat ist 

eine aus Buchstaben und Ziffern 
oder eine aus Buchstaben oder Zif-
fern bestehende Zeichenkette, die 
durch Verschlüsselung aus dem 
unveränderbaren Teil der Kranken-
versicherungsnummer so gebildet 
wird, dass diese Daten nicht mehr 
erkennbar sind und die Wiederge-
winnung nach dem Stand der Tech-
nik ohne den dazugehörigen 
Schlüssel ausgeschlossen ist.“ 

 
i)  Die bisherigen Absätze 15 bis 22 

werden zu den Absätzen 16 bis 23. 
 
 

  
(13) Eine Zielverschlüsselung (Ende zu 
Ende Verschlüsselung) ist eine dem Stand 
der Technik entsprechende Verschlüsselung 
von Daten, die nur von einer bestimmten 
Stelle (Ziel) zurückgenommen werden kann. 
Dabei können die verschlüsselten Daten 
mehrfach übertragen und auch von anderen 
Stellen temporär zwischengespeichert wer-
den. 
  
(14) Ein Identitäts-Chiffrat ist eine aus Buch-
staben und Ziffern oder eine aus Buchstaben 
oder Ziffern bestehende Zeichenkette, die 
durch Verschlüsselung aus Identitätsdaten 
gemäß Absatz 4 Nummer 1 bis 5 so gebildet 
wird, dass diese Daten nicht mehr erkennbar 
sind und ihre Wiedergewinnung nach dem 
Stand der Technik ohne den dazugehörigen 
Schlüssel ausgeschlossen ist. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(15) Kryptogramme sind aus Buchstaben 
und Ziffern bestehende Zeichenketten, die 
auf der ersten Stufe des Pseudonymisie-
rungsprozesses aus Identitätsdaten gemäß 
Absatz 4 Nummer 1 bis 5 so gebildet werden, 
dass diese Daten nicht mehr erkennbar sind 
und ihre Wiedergewinnung aus dem Krypto-
gramm allein nach dem Stand der Technik 
ausgeschlossen ist. 
  
(16) Kontrollnummern werden auf der zwei-
ten Stufe des Pseudonymisierungsprozes-
ses aus Kryptogrammen mit kryptographi-
schen Verfahren in der Weise generiert, 
dass die Kryptogramme nicht mehr erkenn-
bar sind und ihre Wiedergewinnung ohne 
den dazu gehörenden Schlüssel nach dem 
Stand der Technik ausgeschlossen ist. 
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(17) Pseudonyme sind aus Buchstaben und 
Ziffern bestehende Zeichenketten, die durch 
Verschlüsselung der Referenznummern so-
wie Transaktionsnummern nach § 2 Absatz 
7 Nummer 3 und 4 so gebildet werden, dass 
diese Nummern nicht mehr erkennbar sind 
und ihre Wiedergewinnung nach dem Stand 
der Technik ohne den dazugehörigen 
Schlüssel ausgeschlossen ist. 
  
(18) Kostenträger sind die Krankenkassen 
und Ersatzkassen, die Deutsche Rentenver-
sicherung Knappschaft-Bahn-See, die Sozi-
alversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau sowie die Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung, die Beihilfe-
träger auf Bundes-, Landes- und kommuna-
ler Ebene und andere vergleichbare Einrich-
tungen, die sich zur Kostentragung gemäß 
§ 65c Absatz 3 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch verpflichtet haben. 
  
(19) Nächste Angehörige sind 
 
1.  die Ehegattin, der Ehegatte, die einge-

tragene Lebenspartnerin, der eingetra-
gene Lebenspartner oder die Person, 
mit der die betroffene Person im Zeit-
punkt ihres Todes in eheähnlicher Ge-
meinschaft gelebt hat und die Abkömm-
linge der betroffenen Person oder 

2.  die Eltern der betroffenen Person, so-
fern Personen nach Nummer 1 nicht 
vorhanden oder nicht erreichbar sind. 

  
(20) Synonymfehler entstehen durch 
Vergabe von mehr als einer Registernummer 
an eine Person, wodurch diese unter mehr 
als einer Identität im Landeskrebsregister 
gespeichert ist. Homonymfehler entstehen 
durch die Vergabe nur einer Registernum-
mer zu mehreren Personen. 
  
(21) Löschung ist das endgültige Unkennt-
lichmachen gespeicherter Daten ohne die 
Möglichkeit einer Wiederherstellung. 
  
(22) Death Certificate Only – Fälle (DCO-
Fälle) sind Fälle, zu denen allein die Todes-
fallmeldung beim Landeskrebsregister vor-
liegt. 
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3.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

aa)  In Nummer 1 wird die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch 
die Angabe „Vertrauensstelle“ 
ersetzt.  

 
 
bb)  In Nummer 3 wird die Angabe 

„Landesauswertungsstelle“ 
durch die Angabe „Register-
stelle“ ersetzt. 

 
 
 

b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
„(2) Die Vertrauensstelle 
 
1.  vergibt im Rahmen der von ihr 

durchgeführten Meldungsver-
waltung eine dauerhafte ein-
deutige Identifizierungsnum-
mer für jede meldepflichtige 
Person, 

2. nimmt die dem Landeskrebsre-
gister übermittelten Daten ent-
gegen, 

3. prüft, ob die Daten gemäß § 2 
Absatz 4 und 7 sowie § 12 Ab-
satz 5 vollständig übermittelt 
wurden und kann die melde-
pflichtige Person im Falle einer 
unvollständigen Meldung der 
Daten zur Ergänzung, bei Ver-
streichen der Meldefrist nach 
§ 15 Absatz 1 Satz 2 zur Ab-
gabe von Meldungen sowie auf 
Ersuchen der Registerstelle 
bei fehlender Plausibilität der 
Daten gemäß § 2 Absatz 5, 6 
und 8 zur Klarstellung auffor-
dern, 

4.  nimmt die Abrechnung der 
Krebsregisterpauschalen und 
der Erstattungsbeträge der 
Meldevergütungen mit den 

 § 3 
Registerführung 

 
(1) Zum Zwecke der Registerführung werden 
im Landeskrebsregister folgende Stellen ein-
gerichtet: 
 
1.  Datenannahmestelle, 
 
 
 
 
2.  Kontrollnummernstelle, 
3.  Landesauswertungsstelle und 
 
 
 
 
4. Geschäftsstelle. 
  
 
 
 
(2) Die Datenannahmestelle 
 
1.  vergibt im Rahmen der von ihr durchge-

führten Melderverwaltung eine dauer-
hafte eindeutige Identifizierungsnum-
mer für jede meldepflichtige Person, 

2.  nimmt die dem Landeskrebsregister 
übermittelten Daten entgegen, 

3.  prüft, ob die Daten gemäß § 2 Absatz 4, 
Absatz 7 und § 12 Absatz 5 vollständig 
übermittelt wurden und fordert die mel-
depflichtige Person im Falle einer un-
vollständigen Meldung der Daten zur Er-
gänzung, auf Ersuchen der Landesaus-
wertungsstelle bei Widersprüchen und 
Unklarheiten der Daten gemäß § 2 Ab-
satz 5, 6 und 8 zur Klarstellung auf, 

4.  nimmt die Abrechnung der Krebsregis-
terpauschalen und der Erstattungsbe-
träge der Meldevergütungen mit den 
Kostenträgern sowie die Abrechnung 
der Meldevergütungen mit den melde-
pflichtigen Personen vor, 

5.  nimmt für den Zweck der Abrechnung 
Kontakt mit der Landesauswertungs-
stelle auf, um anhand der Meldedaten 
die Abrechnung der Krebsregisterpau-
schale sowie die jeweilige Meldevergü-
tung festzulegen, 
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Kostenträgern sowie die Ab-
rechnung der Meldevergütun-
gen mit den meldepflichtigen 
Personen vor, 

5.  nimmt für den Zweck der Ab-
rechnung Kontakt mit der Re-
gisterstelle auf, um anhand der 
Meldedaten die Abrechnung 
der Krebsregisterpauschale 
sowie die jeweilige Meldever-
gütung festzulegen, 

6.  nimmt für den Zweck der Ab-
rechnung unverschlüsselte Da-
ten nach § 2 Absatz 5 Nummer 
5 von der Registerstelle entge-
gen und leitet Daten nach § 2 
Absatz 4 und 5 Nummer 5, Ab-
satz 7 Nummer 2 sowie § 12 
Absatz 5 an den Kostenträger 
weiter, 

7.  wandelt Identitätsdaten in 
Identitäts- sowie Versicherten-
Chiffrate und Kryptogramme 
(erste Stufe der Verschlüsse-
lung) um, 

8.  verwahrt die für die Ver- und 
Entschlüsselung von Identi-
täts- und Versicherten-Chiffra-
ten benötigten Schlüssel, ver-
schlüsselt oder entschlüsselt 
die Chiffrate zur Erfüllung der 
in § 10 Absatz 1 und 2 be-
schriebenen Aufgaben und 
verwahrt den für die Ver- und 
Entschlüsselung von Pseudo-
nymen verwendeten Schlüs-
sel, 

9.  nimmt Anträge auf Erteilung 
personenbezogener Auskünfte 
aus dem Landeskrebsregister 
entgegen und erteilt solche 
Auskünfte, 

10. leitet die Kryptogramme nach 
§ 2 Absatz 15 über die Kontroll-
nummernstelle an die Regis-
terstelle und alle sonstigen Da-
ten direkt an die Registerstelle 
weiter, 

11.  speichert die melderbezoge-
nen Daten für Verwaltungs-
zwecke dauerhaft, 

12.  nimmt Anträge von melde-
pflichtigen Personen gemäß 

6.  nimmt für den Zweck der Abrechnung 
unverschlüsselte Daten nach § 2 Absatz 
5 Nummer 5 von der Landesauswer-
tungsstelle entgegen und leitet Daten 
nach § 2 Absatz 4, Absatz 5 Nummer 5 
und Absatz 7 Nummer 2 sowie § 12 Ab-
satz 5 an den Kostenträger weiter, 

7.  wandelt Identitätsdaten in Identitäts-
Chiffrate und Kryptogramme um (erste 
Stufe der Verschlüsselung), 

8.  verwahrt die für die Ver- und Entschlüs-
selung von Identitäts-Chiffraten benötig-
ten Schlüssel, verschlüsselt oder ent-
schlüsselt die Identitäts-Chiffrate zur Er-
füllung der in § 10 Absatz 1 beschriebe-
nen Aufgaben und verwahrt die für die 
Rückführung von Kontrollnummern auf 
Kryptogramme sowie für die Ver- und 
Entschlüsselung von Pseudonymen 
verwendeten Schlüssel, 

9.  nimmt Anträge auf Erteilung personen-
bezogener Auskünfte aus dem Landes-
krebsregister entgegen und erteilt sol-
che Auskünfte, 

10. leitet die Kryptogramme nach § 2 Ab-
satz 15 über die Kontrollnummernstelle 
an die Landesauswertungsstelle und 
alle sonstigen Daten direkt an die Lan-
desauswertungsstelle weiter, 

11. speichert die melderbezogenen Daten 
für Verwaltungszwecke dauerhaft, 

12.  nimmt Anträge von meldepflichtigen 
Personen gemäß § 12 Absatz 6 entge-
gen und übermittelt die entsprechenden 
Verlaufsdatensätze an diese Personen 
unter Berücksichtigung von § 9 Absatz 
2 Satz 4, 

13.  nimmt gemäß § 16 übermittelte Kontroll-
nummern sowie die Daten gemäß § 16 
Absatz 2 entgegen, führt die Kontroll-
nummern auf Kryptogramme zurück 
und leitet sie an die Kontrollnum-
mernstelle weiter, 

14.  nimmt Daten gemäß § 17 entgegen, 
15.  übermittelt Daten an andere Krebsregis-

ter gemäß § 18 und nimmt solche Daten 
entgegen und 

16. nimmt Daten externer Kohorten zum 
Zwecke von pseudonymisierten Abglei-
chen im Rahmen von Forschungsvorha-
ben nach § 23 entgegen. 

  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19101 

 
 

16 

§ 12 Absatz 6 entgegen und 
übermittelt die entsprechenden 
Verlaufsdatensätze an diese 
Personen unter Berücksichti-
gung von § 9 Absatz 2 Satz 4, 

13.  nimmt die gemäß § 16 übermit-
telten Kontrollnummern sowie 
die Daten gemäß § 16 Absatz 
2 entgegen, führt die Kontroll-
nummern auf Kryptogramme 
zurück und leitet sie an die 
Kontrollnummernstelle weiter, 

14.  nimmt Daten gemäß § 17 ent-
gegen, 

15.  übermittelt Daten an andere 
Krebsregister gemäß § 18 und 
nimmt solche Daten entgegen, 

16.  nimmt Daten externer Kohor-
ten zum Zwecke von pseudo-
nymisierten Abgleichen im 
Rahmen von Forschungsvor-
haben nach § 23 entgegen und 

17. nimmt Widersprüche nach § 13 
Absatz 1 entgegen und bear-
beitet diese.“ 

 
c) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird je-

weils die Angabe „Datenannahme-
stelle“ durch die Angabe „Vertrau-
ensstelle“ und die Angabe „Landes-
auswertungsstelle“ durch die An-
gabe „Registerstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
d)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

 
aa)  In der Angabe vor Nummer 1 

wird die Angabe „Landesaus-
wertungsstelle“ durch die An-
gabe „Registerstelle“ ersetzt. 

 
bb)  In den Nummern 1 und 3 wird 

jeweils die Angabe „Datenan-
nahmestelle“ durch die Angabe 
„Vertrauensstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Kontrollnummernstelle wandelt die ihr 
von der Datenannahmestelle übermittelten 
Kryptogramme in Kontrollnummern um 
(zweite Stufe der Verschlüsselung) und leitet 
diese an die Landesauswertungsstelle wei-
ter. Für den Datenaustausch mit anderen 
Registern gemäß § 18 nimmt sie von der 
Landesauswertungsstelle Kontrollnummern 
entgegen, führt sie auf Kryptogramme zu-
rück und leitet diese mit den anderen Daten 
an die Datenannahmestelle weiter. 
 
 
 
(4) Die Landesauswertungsstelle 
 
 
 
 
1.  prüft, ob die ihr übermittelten Daten 

nach § 2 Absatz 5, 6 und 8 plausibel und 
vollständig sind und veranlasst bei Un-
klarheiten eine Klarstellung der melde-
pflichtigen Personen über die Datenan-
nahmestelle, 
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cc)  In Nummer 4 wird die Angabe 

„Intervallkarzinome vorliegen“ 
durch die Angabe „Intervall-
krebs vorliegt“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
dd)  In Nummer 10 wird die Angabe 

„Tumorentitäten“ durch die An-
gabe „Krebsentitäten“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 

2.  prüft anhand der Kontrollnummer sowie 
der Daten nach § 2 Absatz 5, 6 und 8, 
ob die übermittelten Daten einer Person 
zuzuordnen sind, zu der bereits Daten 
im Landeskrebsregister gespeichert 
sind (Verknüpfung von Daten) und be-
müht sich anhand der epidemiologi-
schen und klinischen Daten um eine 
eindeutige Zuordnung, 

  
3.  ersucht die Datenannahmestelle um die 

Klärung von Doppelverdachtsfällen in 
den Fällen des § 11 Absatz 1 bis 3, 

  
4.  prüft gemäß § 16, ob Intervallkarzinome 

vorliegen, 
  
5.  führt pseudonymisierte Abgleiche mit 

externen Kohorten und mit Daten der 
Früherkennung insbesondere zum Mor-
talitätsabgleich durch, 

  
6.  speichert die Daten dauerhaft, 
  
7.  wertet die im Landeskrebsregister ge-

speicherten Daten insbesondere zu den 
in § 1 Absatz 1 und 3 genannten Zwe-
cken fortlaufend aus, 

  
8.  veröffentlicht die Auswertungen min-

destens einmal jährlich in allgemeinver-
ständlicher und aggregierter Form, 

  
9.  stellt Einrichtungen der interdisziplinä-

ren und sektorübergreifenden Qualitäts-
sicherung in regelmäßigen Abständen 
Datenauswertungen zur Verfügung, 

  
10.  stellt den meldepflichtigen Personen 

und Einrichtungen regelmäßig und auf 
Anforderung zum Abgleich von Thera-
pieergebnissen mit den Ergebnissen 
der insgesamt in Nordrhein-Westfalen 
behandelten Patientinnen und Patien-
ten nach Tumorentitäten aggregierte 
anonymisierte Auswertungen zur Verfü-
gung, 

  
11.  ist für den Geltungsbereich dieses Ge-

setzes die Auswertungsstelle der klini-
schen Krebsregistrierung im Sinne des 
§ 65c Absatz 7 Satz 1 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, 
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e)  Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe 
„Krebsregisters“ durch die An-
gabe „Landeskrebsregisters“ 
ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
bb)  In Satz 4 wird die Angabe „Re-

gisterstelle“ durch die Angabe 
„Stelle im Landeskrebsregis-
ter“ ersetzt. 

 
f)  Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Lan-
desauswertungsstelle“ durch 
die Angabe „Registerstelle“ er-
setzt. 

  
12.  übermittelt jährlich an das Zentrum für 

Krebsregisterdaten zur Erfüllung seiner 
Aufgaben nach § 2 des Bundeskrebsre-
gisterdatengesetzes zu allen bis zum 
Ende eines Kalenderjahres erfassten 
Erkrankungsfällen von Personen, die ih-
ren Wohnort in dem Erfassungsgebiet 
des Krebsregisters haben, Daten nach 
Maßgabe des § 5 des Bundeskrebsre-
gisterdatengesetzes oder einer Rechts-
verordnung nach § 5 Absatz 6 des Bun-
deskrebsregisterdatengesetzes, 

  
13. stellt sicher, dass die Daten nach § 5 

des Bundeskrebsregisterdatengesetzes 
flächendeckend und vollzählig erhoben, 
nach Prüfung auf Mehrfachmeldungen 
bereinigt und vollständig in einem ein-
heitlichen Format übermittelt werden 
und 

  
14.  nimmt von dem beim Robert Koch-Insti-

tut eingerichteten Zentrum für Krebsre-
gisterdaten die geprüften Daten und das 
Prüfergebnis gemäß § 6 Absatz 2 Num-
mer 1 und § 7 Absatz 1 des Bundes-
krebsregisterdatengesetzes entgegen. 

 
 
 
(5) Die Geschäftsstelle führt die laufenden 
Geschäfte des Krebsregisters und ist An-
sprechpartnerin für alle Fragen zu Angele-
genheiten des Landeskrebsregisters. Sie hat 
den notwendigen regionalen Ansatz im 
Sinne des § 65c Fünften Buches Sozialge-
setzbuch im Rahmen ihrer Organisations-
strukturen und bei der Aufgabenwahrneh-
mung des Registers zu berücksichtigen. Sie 
entscheidet zudem über die Anträge gemäß 
§§ 23 und 24. Ist im Übrigen keiner anderen 
Registerstelle durch ausdrückliche Anord-
nung eine Aufgabe zugewiesen, nimmt die 
Geschäftsstelle sie in eigener Zuständigkeit 
wahr. 
  
 
 
(6) Zugriff auf die im Landeskrebsregister für 
die Aufgabenerfüllung gemäß § 1 dauerhaft 
gespeicherten Daten hat die Landesauswer-
tungsstelle. Die Datenannahmestelle hat 
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bb)  In Satz 2 wird die Angabe „Da-
tenannahmestelle“ durch die 
Angabe „Vertrauensstelle“ und 
die Angabe „Landesauswer-
tungsstelle“ durch die Angabe 
„Registerstelle“ ersetzt. 

 

Zugriff auf Identitätsdaten im Klartext und 
Zugriff auf ihr von der Landesauswertungs-
stelle im Einzelfall zur Verfügung gestellte 
Daten des Landeskrebsregisters für die Ab-
rechnung der Meldevergütung sowie der 
Krebsregisterpauschale und den Fall der 
Rückverfolgung sowie zur Datenübermitt-
lung an andere Krebsregister, Auskunfts- 
und Löschungsanträge sowie bei Anträgen 
nach § 24. Das Zugriffsrecht besteht so 
lange, bis der jeweils verfolgte Zweck er-
reicht ist. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.  In § 4 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe 

„Datenannahmestelle“ durch die An-
gabe „Vertrauensstelle“ und die Angabe 
„Landesauswertungsstelle“ durch die 
Angabe „Registerstelle“ ersetzt. 

 

 § 4 
Beleihung, Finanzierung 

 
(1) Das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium wird ermächtigt, einer juris-
tischen Person des Privatrechts die in § 1 ge-
nannten Aufgaben zu übertragen. Die belie-
hene Person untersteht der Rechtsaufsicht 
des für das Gesundheitswesen zuständigen 
Ministeriums. Einer beliehenen Person kön-
nen die Aufgaben mehrerer Stellen gemäß 
§ 3 Absatz 1 übertragen werden. Die Aufga-
ben der Datenannahmestelle, der Landes-
auswertungsstelle und der Kontrollnum-
mernstelle können nur dann von derselben 
beliehenen Person wahrgenommen werden, 
wenn die Stellen voneinander organisato-
risch und personell getrennt sind. 
  
(2) Die Aufgaben der Kontrollnummernstelle 
werden der Kassenärztlichen Vereinigung 
Westfalen-Lippe zugewiesen. Die durch die 
Aufgabenerfüllung entstehenden erforderli-
chen und angemessenen Kosten werden ihr 
vom Landeskrebsregister erstattet. 
  
(3) Eine Beleihung erfolgt durch im Ministeri-
alblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zu 
veröffentlichenden Verwaltungsakt. Sie darf 
nur erfolgen, wenn die zu beleihende Person 
die Gewähr für die ordnungsgemäße Erfül-
lung der Aufgaben bietet. Die Voraussetzung 
des Satzes 2 ist erfüllt, wenn an der zu belei-
henden Person ausschließlich das Land be-
teiligt ist. Ein Anspruch auf Beleihung be-
steht nicht. Eine Beleihung kann jederzeit wi-
derrufen werden. Die beliehene Person ist, 
soweit sie aufgrund der Beleihung tätig wird, 
Behörde. Klagen sind gegen die beliehene 
Person zu richten. 
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(4) Im Wirtschaftsplan und in der Jahresrech-
nung des Landeskrebsregisters ist zwischen 
der klinischen Krebsregistrierung nach § 65c 
Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch und der epidemiologischen Krebsre-
gistrierung zu unterscheiden. Die klinische 
Krebsregistrierung wird durch Krebsregister-
pauschalen nach § 65c Absatz 4 Satz 2 bis 
4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, Er-
stattungsbeträge für Meldevergütungen im 
Sinne des § 65c Absatz 6 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, Gebühren, Spenden 
und Zuschüsse finanziert. Die epidemiologi-
sche Krebsregistrierung wird durch Gebüh-
ren, Spenden und Zuschüsse finanziert. So-
weit dem Land Ansprüche auf Krebsregister-
pauschalen oder Erstattungsbeträge für Mel-
devergütungen zustehen, macht das Lan-
deskrebsregister sie im Namen des Landes 
geltend. Die vereinnahmten Mittel sind dem 
Landeskrebsregister zu belassen. 
 

5. § 9 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  Die Absätze 2 und 3 werden durch 
die folgenden Absätze 2 und 3 er-
setzt: 

 
 „(2) Daten, die der Vertrauensstelle 

übermittelt werden, werden noch 
auf der Datenverarbeitungsanlage 
der übermittelnden Person mit ei-
ner Zielverschlüsselung versehen. 
Für Daten gemäß § 2 Absatz 4 und 
7 sowie § 12 Absatz 5 wird eine 
Zielverschlüsselung gewählt, die 
nur auf der Datenverarbeitungsan-
lage der Vertrauensstelle zurückge-
nommen werden kann. Für Daten 
gemäß § 2 Absatz 5, 6 und 8 wird 
eine Zielverschlüsselung gewählt, 
die nur auf der Datenverarbeitungs-
anlage der Registerstelle zurück-

 § 9 
Technische und organisatorische  

Maßnahmen 
 

(1) Die mit der Registerführung gemäß § 3 
Absatz 1 betrauten Stellen haben die techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen 
zu treffen, die erforderlich sind, um die Aus-
führung der Vorschriften dieses Gesetzes, 
insbesondere die in der Anlage zu diesem 
Gesetz genannten Anforderungen, zu ge-
währleisten. 
  
 
 
 
(2) Daten, die der Datenannahmestelle über-
mittelt werden, werden noch auf der Daten-
verarbeitungsanlage der übermittelnden 
Person mit einer Zielverschlüsselung verse-
hen. Für Daten gemäß § 2 Absatz 4, Absatz 
7 und § 12 Absatz 5 wird eine Zielverschlüs-
selung gewählt, die nur auf der Datenverar-
beitungsanlage der Datenannahmestelle zu-
rückgenommen werden kann. Für Daten ge-
mäß § 2 Absatz 5, 6 und 8 wird eine Zielver-
schlüsselung gewählt, die nur auf der Daten-
verarbeitungsanlage der Landesauswer-
tungsstelle zurückgenommen werden kann. 
Für die Übermittlung von Verlaufsdatensät-
zen an die meldepflichtige Person gemäß 
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genommen werden kann. Für die 
Übermittlung von Datensätzen an 
die meldepflichtige Person oder an 
eine von dieser bevollmächtigten 
Person gemäß § 12 Absatz 6 wird 
der Datensatz in zielverschlüsselter 
Form an die meldepflichtige Person 
oder an eine von dieser bevoll-
mächtigen Person übermittelt. 

 
 (3) Daten nach § 2 Absatz 5 und 8 

dürfen zum Zweck der epidemiolo-
gischen Krebsregistrierung, Daten 
nach § 2 Absatz 6 und 8 zur klini-
schen Krebsregistrierung gespei-
chert werden. Daten, die durch 
Auswertung der gespeicherten Da-
ten ermittelt werden, dürfen eben-
falls gespeichert werden. Identitäts-
daten dürfen in der Registerstelle 
nur in Form von Identitäts- und Ver-
sichertenchiffraten und Kontroll-
nummern gespeichert werden. Ab-
weichend hiervon dürfen das Ge-
schlecht, der Monat und das Jahr 
der Geburt sowie der Tag, der Mo-
nat und das Jahr der Krebsdiag-
nose und des Todes, die Todesur-
sachen, der veränderbare Teil der 
Krankenversichertennummer so-
wie der Ort, in dem die betroffene 
Person ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt (Postleitzahl 
und Ort) hat oder hatte, im Klartext 
gespeichert werden.“ 

 
b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 2 wird jeweils die An-

gabe „Landesauswertungs-
stelle“ durch die Angabe „Re-
gisterstelle“ und die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch 
die Angabe „Vertrauensstelle“ 
ersetzt. 

 
bb)  In Satz 4 wird die Angabe „Un-

klarheiten“ durch die Angabe 
„fehlende Plausibilität“ sowie 
jeweils die Angabe „Landes-
auswertungsstelle“ durch die 
Angabe „Registerstelle“ und 
die Angabe „Datenannahme-

§ 12 Absatz 6 wird der Verlaufsdatensatz in 
zielverschlüsselter Form an die meldepflich-
tige Person übermittelt, so dass er nur von 
dieser entschlüsselt werden kann. 
  
 
 
 
 
 
(3) Daten nach § 2 Absatz 5 und Absatz 8 
dürfen zum Zweck der epidemiologischen 
Krebsregistrierung, Daten nach § 2 Absatz 6 
und Absatz 8 zur klinischen Krebsregistrie-
rung gespeichert werden. Daten, die durch 
Auswertung der gespeicherten Daten ermit-
telt werden, dürfen ebenfalls gespeichert 
werden. Identitätsdaten dürfen in der Lan-
desauswertungsstelle nur in Form von Iden-
titäts-Chiffraten und Kontrollnummern ge-
speichert werden. Abweichend hiervon dür-
fen das Geschlecht, der Monat und das Jahr 
der Geburt sowie der Tag, der Monat und 
das Jahr der Tumordiagnose und des Todes, 
die Todesursachen sowie der Ort, in dem die 
betroffene Person ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt (Postleitzahl und Ort) 
hat oder hatte, im Klartext gespeichert wer-
den. 
  
 
 
 
 
 
 
(4) Daten, die dieselbe Person betreffen, 
dürfen miteinander verknüpft werden. Ob 
Daten dieselbe Person betreffen, wird in der 
Landesauswertungsstelle anhand der Kon-
trollnummern, der Daten nach § 2 Absatz 5, 
6, und 8 und in der Datenannahmestelle an-
hand des Identitäts-Chiffrats ermittelt. Erge-
ben sich bei der Verknüpfung Widersprüche 
zwischen einzelnen Daten, dürfen Daten, die 
weniger zuverlässig sind als andere, ge-
löscht werden (Ermittlung der besten Infor-
mation). Bei Widersprüchen und Unklarhei-
ten sind die meldenden Personen verpflich-
tet, der Datenannahmestelle die zur Aufklä-
rung des Sachverhalts erforderlichen und zu-
vor von der Landesauswertungsstelle ange-
forderten Auskünfte zu erteilen. Die in Satz 4 
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stelle“ durch die Angabe „Ver-
trauensstelle“ ersetzt. 

 
 
 

c)  Nach Absatz 4 wird der folgende 
Absatz 5 eingefügt:  

 
 „(5) Die Verarbeitung des unverän-

derbaren Teils der Krankenversi-
chertennummer zu den in § 10 Ab-
satz 2 genannten Zwecken in der 
Registerstelle erfolgt im Regelfall in 
Form eines anlassbezogenen 
Pseudonyms. Ist die Erreichung ei-
nes der in § 10 Absatz 2 genannten 
Zwecke ohne eine vorübergehende 
Verarbeitung des unveränderbaren 
Teils der Krankenversichertennum-
mer in der Registerstelle im Klartext 
nicht, oder nur mit einem unverhält-
nismäßig großen Aufwand möglich, 
darf die Verarbeitung ausnahms-
weise im Klartext erfolgen. In die-
sem Fall erfolgt die Verarbeitung 
dort in einem separaten, eigens für 
diesen Zweck vorgehaltenen Be-
reich, auf den ein begrenzter Per-
sonenkreis Zugriff hat. Die Klartext-
daten sind zu löschen, sobald sie 
für die Erfüllung des Zwecks nicht 
mehr erforderlich sind.“ 

 

genannten Personen und Stellen dürfen zur 
Identifizierung der betroffenen Person nur 
die Daten nach § 2 Absatz 4 sowie die mel-
destellenbezogene Referenznummer und 
die Transaktionsnummer verwenden. 
 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Nach Absatz 1 wird der folgende 
Absatz 2 eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 10 
Entschlüsselung 

 
(1) Eine Verwendung des Schlüssels zur 
Entschlüsselung des Identitäts-Chiffrats ist 
nur zulässig 
 
1.  für die Überprüfung von Doppelver-

dachtsfällen nach Maßgabe von § 11, 
2.  für die Anforderung eines Verlaufsda-

tensatzes nach Maßgabe des § 12 Ab-
satz 6, 

3.  zum Datenabgleich nach § 18 Absatz 1 
Nummer 1 und 2, 

4.  für Zwecke eines Forschungsvorhabens 
nach Maßgabe von § 24, 

5. zur Verfolgung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten, derer eine melde-
pflichtige Person verdächtig ist und 
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 „(2) Eine Verwendung des Schlüs-

sels zur Entschlüsselung des Versi-
cherten-Chiffrats ist in den Fällen 
des § 9 Absatz 5 Satz 2 nur zuläs-
sig 

 
1.  für Zwecke eines Forschungs-

vorhabens nach § 23, 
2.  für Datenlieferungen nach § 16 

und 
3.  für Datenlieferungen nach § 4 

Absatz 6 des Gesundheitsda-
tennutzungsgesetzes vom 
22. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 102).“ 

 
b)  Der bisherige Absatz 2 wird zu Ab-

satz 3 und in Satz 1 wird die An-
gabe „Datenannahmestelle“ wird 
durch die Angabe „Vertrauens-
stelle“ ersetzt. 

 
 
c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 wer-

den zu den Absätzen 4 bis 6. 
 

6.  zur Prüfung, ob eine Meldung zu ande-
ren Meldeanlässen vor der Meldung des 
Todes der Person nachgeholt werden 
kann (Klärung von DCO – Fällen). 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Zur Klärung von DCO-Fällen darf die Da-
tenannahmestelle mit der zuständigen unte-
ren Gesundheitsbehörde Kontakt aufneh-
men. Auf Verlangen erteilt die untere Ge-
sundheitsbehörde dem Landeskrebsregister 
die erforderlichen Auskünfte. 
  
(3) Werden Daten entschlüsselt, sind die 
hierbei gewonnenen Klartextdaten unver-
züglich zu löschen, sobald sie nicht mehr für 
den Zweck, der Anlass für die Entschlüsse-
lung war, benötigt werden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt müssen sie so aufbewahrt werden, 
dass auf sie nur unter Berücksichtigung der 
Anforderungen der Anlage Zugriff erlangt 
werden kann. Auf dauerhafte Speicherme-
dien außerhalb des Landeskrebsregisters 
dürfen die Daten nicht unbefugt gelangen. 
  
(4) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass Un-
befugte Kenntnis von den verwendeten 
Schlüsseln haben, sind unverzüglich neue 
Schlüssel zu erzeugen und zu verwenden. 
Die im Landeskrebsregister bereits gespei-
cherten Daten sind unter Verwendung des 
neuen Schlüssels unverzüglich so überzu-
verschlüsseln, dass zur Entschlüsselung der 
alte und zusätzlich der neue Schlüssel benö-
tigt werden. Eine Rückführung auf Klartext-
daten darf im Zuge der Überverschlüsselung 
nicht erfolgen. 
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(5) Die vorstehenden Absätze gelten auch 
für frühere Versionen der Schlüssel, die bei 
der Verschlüsselung nicht mehr zum Einsatz 
kommen, insbesondere für die Schlüssel, die 
aufgrund des Krebsregistergesetzes vom 
5. April 2005 (GV. NRW. S. 414), das zuletzt 
durch Gesetz vom 5. November 2013 (GV. 
NRW. S. 624) geändert worden ist, erzeugt 
wurden. Eine Umverschlüsselung kommt in 
Betracht, wenn die Datensicherheit nach § 9 
nicht mehr gewährleistet ist oder das Ver-
schlüsselungsverfahren nicht mehr dem 
Stand der Technik entspricht. Das Verfahren 
ist mit der oder dem Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit abzu-
stimmen. 
 

 
 
 
7.  In § 11 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 

und Absatz 3 wird jeweils die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch die An-
gabe „Vertrauensstelle“ und jeweils die 
Angabe „Landesauswertungsstelle“ 
durch die Angabe „Registerstelle“ er-
setzt. 

 

 § 11 
Doppelverdachtsfälle 

 
(1) Besteht aufgrund konkreter Anhalts-
punkte der Verdacht auf einen Synonym- 
oder Homonymfehler, kann die Datenannah-
mestelle, sofern der Verdacht auf andere 
Weise nicht ausgeräumt werden kann, auf 
Ersuchen der Landesauswertungsstelle die 
zu den betroffenen Registernummern gehö-
renden Identitäts-Chiffrate entschlüsseln. 
Konkrete Anhaltspunkte im Sinne des Sat-
zes 1 liegen insbesondere vor, wenn in meh-
reren Datensätzen identische Daten gespei-
chert sind und die sonstigen in ihnen gespei-
cherten medizinischen Daten solche Ähn-
lichkeiten aufweisen, dass nach den Erfah-
rungen der Krebsregistrierung in Nordrhein-
Westfalen eine hohe Wahrscheinlichkeit für 
eine Personenidentität besteht. Konkrete An-
haltspunkte im Sinne des Satzes 1 liegen 
auch dann vor, wenn in einem Datensatz an-
dersartige, verschiedene Daten gespeichert 
sind und die sonstigen in ihnen gespeicher-
ten Daten solche Unterschiede aufweisen, 
dass nach den Erfahrungen der Krebsregist-
rierung in Nordrhein-Westfalen eine hohe 
Wahrscheinlichkeit für eine Personenmehr-
heit besteht. 
  
(2) Soweit eine eindeutige Feststellung auf 
anderem Wege nicht möglich ist, sind die 
meldenden Personen zur Aufklärung des 
Sachverhalts verpflichtet, der Datenannah-
mestelle die von der Landesauswertungs-
stelle angeforderten Auskünfte zu erteilen. 

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2005-s414
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2013-s624
https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/2013-s624
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Dabei dürfen zur Identifizierung der betroffe-
nen Person nur die Daten nach § 2 Absatz 4 
sowie die meldestellenbezogene Referenz-
nummer und die Transaktionsnummer ver-
wendet werden. 
  
(3) Lässt sich mit Hilfe der in Absatz 1 und 2 
genannten Verfahren der Doppelverdachts-
fall nicht klären, ist die Datenannahmestelle 
nach Aufforderung durch die Landesauswer-
tungsstelle berechtigt, bei der zuständigen 
Meldebehörde Melderegisterauskünfte an-
zufordern und anzunehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Meldepflichtige Personen 

 
(1) Meldepflichtig sind Ärztinnen und Ärzte 
sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte. 
  
(2) Meldepflichtige Personen, die Krebser-
krankungen ärztlich behandeln, sind ver-
pflichtet, zu jedem Krebserkrankungsfall die 
Identitätsdaten, die meldungsbezogenen 
Daten sowie die medizinischen Daten und 
sterbefallbezogene Daten, soweit bekannt, 
aufzuzeichnen und zusammen mit den An-
gaben nach Absatz 5 zu melden. 
  
(3) Ist die Untersuchung oder ärztliche Be-
handlung in einer ärztlichen oder zahnärztli-
chen Berufsausübungsgemeinschaft, einem 
Medizinischen Versorgungszentrum, von ei-
ner angestellten Ärztin oder einem angestell-
ten Arzt, in einem Krankenhaus im Sinne des 
§ 107 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
oder einer ähnlichen Einrichtung erfolgt, tref-
fen die Pflichten des Absatzes 2 die Person, 
die kraft Gesetzes oder aufgrund des Gesell-
schaftsvertrages oder eines ähnlichen Ver-
trages allein oder gemeinsam mit anderen 
zur Vertretung des Trägers der Einrichtung 
berechtigt ist, beim Medizinischen Versor-
gungszentrum die ärztliche Leiterin oder den 
ärztlichen Leiter (ärztliche Leitung) und beim 
angestellten Arzt den anstellenden Arzt oder 
die anstellende Ärztin beziehungsweise die 
anstellende Berufsausübungsgemeinschaft. 
Dies gilt auch, wenn der Träger seinen Sitz 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes hat. Die nach Satz 1 meldepflichtige 
Person muss alle in der Einrichtung erhobe-
nen Daten melden, auch wenn in der 
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8.  § 12 Absatz 6 wird durch den folgenden 

Absatz 6 ersetzt:  
 

„(6) Meldepflichtige Personen sind be-
rechtigt, bei der Vertrauensstelle Da-
tensätze zu von ihnen behandelten Per-
sonen anzufordern, sobald eine Mel-
dung der meldepflichtigen Person zur 
behandelten Person beim Landeskrebs-
register vorliegt. Diese Datensätze kön-
nen der meldepflichtigen Person oder 
einer von dieser bevollmächtigten Per-
son zur Verfügung gestellt werden. Eine 
Übermittlung von Datensätzen unter-
bleibt, wenn die Betroffenen von ihrem 
Widerspruchsrecht gemäß § 13 Ge-
brauch gemacht haben. Die Auskunft 

Einrichtung unterschiedliche Ärztinnen, 
Ärzte, Zahnärztinnen oder Zahnärzte die Un-
tersuchung oder Behandlung ausgeführt und 
hierbei unterschiedliche Daten erhoben ha-
ben. 
  
(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn der Behand-
lungsvertrag mit einzelnen Ärztinnen, Ärzten, 
Zahnärztinnen oder Zahnärzten geschlos-
sen worden ist. Sind nach Absatz 3 Satz 1 
mehrere Personen zur Meldung verpflichtet, 
so besteht, sobald eine Person die Melde-
pflicht hinsichtlich eines meldepflichtigen 
Sachverhaltes erfüllt hat, für die übrigen 
dazu keine Meldepflicht mehr. Durch geeig-
nete innerbetriebliche Organisation in der 
Einrichtung gemäß Absatz 3 soll sicherge-
stellt werden, dass doppelte Meldungen 
möglichst ausgeschlossen sind. 
  
(5) Melderbezogene Daten sind Name, An-
schrift, Institutionskennzeichen, Betriebs-
stättennummer, Telefonnummer, Identifizie-
rungsnummer gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 
1 und Bankverbindung der meldepflichtigen 
Person, in deren Namen die Meldung abge-
geben wird. Ist eine natürliche Person im 
Sinne des Absatz 1 oder 4 Satz 1 melde-
pflichtig, sind dies auch Vorname, akademi-
scher Grad, Fachrichtung und bei einer Ärz-
tin oder einem Arzt die bundeseinheitliche 
Arztnummer, bei einer Zahnärztin oder ei-
nem Zahnarzt gegebenenfalls die Abrech-
nungsnummer, soweit sie die Zuordnung zu 
einer meldepflichtigen Person ermöglicht. 
  
 
 
 
(6) Meldepflichtige Personen können über 
die Datenannahmestelle beantragen, dass 
ihnen Verlaufsdatensätze zu von ihnen be-
handelten Personen zur Verfügung gestellt 
werden. Ein Antrag kann gestellt werden, so-
bald eine Meldung der meldepflichtigen Per-
son zur behandelten Person beim Landes-
krebsregister vorliegt. Im Antrag der melde-
pflichtigen Person ist die meldestellenbezo-
gene Referenznummer gemäß § 2 Absatz 7 
Nummer 3 anzugeben. Eine Übermittlung 
von Verlaufsdatensätzen unterbleibt, wenn 
die Betroffenen von ihrem Widerspruchs-
recht gemäß § 13 Gebrauch gemacht haben. 
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muss einen deutlichen Hinweis darauf 
enthalten, dass sie nicht alleinige 
Grundlage individueller Therapieent-
scheidungen sein darf.“ 

 

Die Auskunft muss einen deutlichen Hinweis 
darauf enthalten, dass sie nicht alleinige 
Grundlage individueller Therapieentschei-
dungen sein darf. 
 

9.  § 13 wird durch den folgenden § 13 er-
setzt: 

 
„§13 

Informationsrecht,  
Widerspruchsrecht 

 
(1) Die betroffene Patientin oder der be-
troffene Patient kann der dauerhaften 
Speicherung ihres oder seines Identi-
täts-Chiffrats im Landeskrebsregister je-
derzeit widersprechen. Der Wider-
spruch ist schriftlich bei der Vertrauens-
stelle des Landeskrebsregisters einzu-
legen. Der Widerspruch kann jederzeit 
schriftlich zurückgenommen werden. 
Der Widerspruch und dessen Rück-
nahme sind von der betroffenen Person 
selbst einzulegen. Im Fall der Betreu-
ung kann der Widerspruch oder eine 
Rücknahme von der Betreuerin oder 
dem Betreuer nur eingelegt werden, so-
weit der ausdrückliche oder mutmaßli-
che Wille der betroffenen Person nicht 
entgegensteht. Die Rechte nach § 19 
Absatz 1 bleiben von einem Wider-
spruch unberührt. 
 
(2) Die meldepflichtige Person im Sinne 
des § 12 ist verpflichtet, betroffene Pati-
entinnen und Patienten umfassend und 
in verständlicher Form vor der Abgabe 
der Meldung über die Meldung, die 
ihnen zustehenden Rechte gemäß Ab-
satz 1 und insbesondere über die 
Rechte der meldepflichtigen Personen 
gemäß § 12 Absatz 6 zu informieren. 
Die meldepflichtige Person hat darüber 
zu informieren, dass die Betroffenen der 
Verarbeitung der nach § 2 Absatz 15 bis 
18 verschlüsselten Daten nicht wider-
sprechen können, sondern lediglich der 
Speicherung des Identitäts-Chiffrats ge-
mäß § 2 Absatz 15, das die Rückfüh-
rung auf ihre Identitätsdaten ermöglicht. 

 
(3) Für die Information der betroffenen 
Patientinnen und Patienten erstellt das 

  
 
 

§ 13 
Informationsrecht, Widerspruchsrecht 

 
 

(1) Die betroffene Patientin oder der be-
troffene Patient kann der dauerhaften Spei-
cherung ihres oder seines Identitäts-Chiffrats 
im Landeskrebsregister jederzeit widerspre-
chen. Der Widerspruch kann jederzeit durch 
die betroffene Person zurückgenommen 
werden. Die Rechte nach § 19 Absatz 1 blei-
ben von einem Widerspruch unberührt. 
 
(2) Die meldepflichtige Person im Sinne des 
§ 12 ist verpflichtet, betroffene Patientinnen 
und Patienten umfassend und in verständli-
cher Form vor der Abgabe der Meldung über 
die Meldung, die ihnen zustehenden Rechte 
gemäß Absatz 1 und insbesondere über die 
Rechte der meldepflichtigen Personen ge-
mäß § 12 Absatz 6 zu informieren. Die mel-
depflichtige Person hat darüber zu informie-
ren, dass die Betroffenen der Verarbeitung 
der nach § 2 Absatz 16 verschlüsselten Da-
ten nicht widersprechen können, sondern le-
diglich der Speicherung des Identitäts-
Chiffrats gemäß § 2 Absatz 14, das die Rück-
führung auf ihre Identitätsdaten ermöglicht. 
Kann die Meldefrist gemäß § 15 Absatz 1 bei 
Durchführung der Information vor Meldung 
nicht gewahrt werden, ist die meldepflichtige 
Person verpflichtet, diese zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt nachzuholen. Satz 1 und 2 
gelten für diese nachgeholte Information ent-
sprechend. Die Pflichten nach Satz 1 und 2 
können ausschließlich auf entsprechend 
qualifiziertes nichtärztliches Personal über-
tragen werden. Der Widerspruch kann jeder-
zeit durch die betroffene Person zurückge-
nommen werden. Die Rechte nach § 19 Ab-
satz 1 bleiben von einem Widerspruch unbe-
rührt. 
  
(3) Die betroffene Patientin oder der be-
troffene Patient soll auch im Fall der 
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Landeskrebsregister eine schriftliche 
Patienteninformation über den Zweck 
der Krebsregistrierung und die Einzel-
heiten der Datenverarbeitung sowie der 
Möglichkeiten der Auswertung, das den 
betroffenen Patientinnen und Patienten 
im Rahmen der Information nach Ab-
satz 2 auszuhändigen ist. Gleiches gilt 
für schriftliche Informationen gleichen 
Inhalts, die von der meldepflichtigen 
Person selbst erstellt wurden. Auf 
Wunsch der betroffenen Patientinnen 
und Patienten ist dabei auch ein Aus-
druck der zu übermittelnden Daten aus-
zuhändigen. Eine Aushändigung kann 
unterbleiben, sofern diese bereits zu ei-
nem früheren Zeitpunkt erfolgt ist. Die 
Aushändigung an die betroffenen Pati-
entinnen und Patienten ersetzt die Infor-
mation nach Absatz 2 nicht. Die schrift-
liche Patienteninformation soll barriere-
frei und in mehreren Sprachen zugäng-
lich sein. 
 
(4) Die betroffene Patientin oder der be-
troffene Patient soll auch im Fall der Be-
treuung selbst informiert werden, soweit 
sie oder er aufgrund des Entwicklungs-
standes und der Verständnismöglich-
keiten in der Lage ist, die Erläuterungen 
aufzunehmen. 
 
(5) Kann die Meldefrist gemäß § 15 Ab-
satz 1 bei Durchführung der Information 
vor Meldung nicht gewahrt werden, ist 
die meldepflichtige Person verpflichtet, 
diese zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
nachzuholen. Die Absätze 2 und 3 gel-
ten für diese nachgeholte Information 
entsprechend. Die Pflichten nach den 
Absätzen 2 und 3 können ausschließ-
lich auf entsprechend qualifiziertes 
nichtärztliches Personal übertragen 
werden. 

 
(6) Die Aushändigung der schriftlichen 
Patienteninformation und die Informa-
tion durch die meldepflichtige Person 
nach Absatz 2 dürfen nur dann unter-
bleiben, wenn und solange die hohe 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass die 
Kenntnis der Krebserkrankung dem 
Wohl der betroffenen Person 

Betreuung selbst informiert werden, soweit 
sie oder er aufgrund des Entwicklungsstan-
des und der Verständnismöglichkeiten in der 
Lage ist, die Erläuterungen aufzunehmen. 
  
(4) Für die Information der betroffenen Pati-
entinnen und Patienten erstellt das Landes-
krebsregister ein Merkblatt über den Zweck 
der Krebsregistrierung und die Einzelheiten 
der Datenverarbeitung sowie der Möglichkei-
ten der Auswertung, das den betroffenen Pa-
tientinnen und Patienten im Rahmen der In-
formation nach Absatz 2 und 3 von der mel-
depflichtigen Person auszuhändigen ist, so-
fern nicht früher bereits erfolgt. Auf Wunsch 
der betroffenen Patientinnen und Patienten 
ist dabei auch ein Ausdruck der zu übermit-
telnden Daten auszuhändigen. Die Aushän-
digung des Merkblattes ersetzt die Informa-
tion der Betroffenen nach Absatz 2 und 3 
nicht. Das Merkblatt soll barrierefrei und in 
mehreren Sprachen zugänglich sein. 
  
 
(5) Die Information und Aushändigung des 
Merkblatts dürfen nur dann unterbleiben, 
wenn und solange die hohe Wahrscheinlich-
keit besteht, dass die Kenntnis der Krebser-
krankung dem Wohl der betroffenen Person 
zuwiderlaufen würde und die Gefahr besteht, 
dass dieser dadurch gesundheitliche Nach-
teile entstehen. 
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zuwiderlaufen würde und die Gefahr be-
steht, dass dieser dadurch gesundheitli-
che Nachteile entstehen.“ 

 
10. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

aa)  In Nummer 2 wird die Angabe 
„Tumortherapie-“ durch die An-
gabe „Krebstherapie“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
bb) In Nummer 4 wird die Angabe 

„war und“ durch die Angabe 
„war,“ ersetzt. 

 
 
cc) In Nummer 5 wird die Angabe 

„Todesursache ist.“ durch die 
Angabe „Todesursache ist, 
und“ ersetzt. 

 
dd)  Nach Nummer 5 wird die fol-

gende Nummer 6 eingefügt: 
 

„6. begleitend zu den Num-
mern 1 bis 3 Tumorkonfe-
renzen oder Therapieemp-
fehlungen.“ 

 
b)  In Satz 2 wird die Angabe „nicht-

melanotische“ durch die Angabe 
„nicht-melanozytäre“ ersetzt. 

 § 14 
Meldepflichtige Ereignisse 

 
(1) Zu melden sind 
 
1.  eine neue gesicherte Diagnose einer 

Krebserkrankung, 
2.  der Beginn und die Beendigung einer 

Tumortherapie- oder palliativen Thera-
pie, die Beendigung einer palliativen 
Therapie jedoch nur dann, wenn sie 
nicht zeitgleich mit dem Tode erfolgt, 

3.  eine Veränderung des Erkrankungssta-
tus, insbesondere das Auftreten von 
Metastasen oder Rezidiven, 

4.  eine unauffällige Nachsorgeuntersu-
chung, wenn die Durchführung der Un-
tersuchung nach den Erkenntnissen der 
medizinischen Wissenschaft geboten 
war und 

5.  der Tod der betroffenen Person, ein-
schließlich der Todesursachen, auch 
wenn die Krebserkrankung nicht die To-
desursache ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für nicht-melanotische Hautkrebsarten mit 
günstiger Prognose gilt Satz 1 Nummer 2 
und 4 nicht. 
  
(2) Die Meldepflicht besteht in jedem Fall, 
insbesondere auch dann, wenn 
 
1.  die meldepflichtige Person keinen un-

mittelbaren Kontakt mit der betroffenen 
Person hat, 

2.  die betroffene Person im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes weder ihren 
Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hat oder hatte, 

3.  das Untersuchungsergebnis von einer 
Ärztin, einem Arzt, einer Zahnärztin 
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oder einem Zahnarzt außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes fest-
gestellt wurde, 

4.  die Krebserkrankung erstmals bei einer 
Autopsie festgestellt wurde oder 

5.  das Landeskrebsregister keinen An-
spruch auf die Krebsregisterpauschale 
oder auf einen Ersatz für die Meldever-
gütung hat. 

 
11.  § 15 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In den Sätzen 1 und 2 wird je-
weils die Angabe „Datenan-
nahmestelle“ durch die Angabe 
„Vertrauensstelle“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bb) In Satz 6 wird die Angabe „Tu-

morerkrankungen“ durch die 
Angabe „Krebserkrankungen“ 
ersetzt. 

 
 
 

 § 15 
Erfüllung der Meldepflicht 

 
 

(1) Die Meldepflicht kann nur durch elektro-
nische Übermittlung der Daten an die Daten-
annahmestelle mittels eines vom Landes-
krebsregister unentgeltlich zur Verfügung 
gestellten Programms oder anderer vom 
Landeskrebsregister anerkannter Software-
module erfüllt werden. Die Meldung muss bei 
der Datenannahmestelle innerhalb von 
sechs Wochen seit dem Zeitpunkt, an dem 
der meldepflichtigen Person der meldepflich-
tige Sachverhalt bekannt geworden ist, ein-
gehen. Innerhalb von sechs Wochen nach 
Eingang sind die Meldungen vom Landes-
krebsregister zu erfassen, zu bearbeiten und 
zu validieren. Alle Meldungen müssen die 
Identitätsdaten sowie melder- und mel-
dungsbezogenen Daten enthalten, darüber 
hinaus Meldungen nach § 14 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 bis 4 medizinische Daten, Mel-
dungen nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
5 sterbefallbezogene Daten. Die Meldepflicht 
ist erfüllt, sobald die meldepflichtige Person 
eine vollständige Meldung übermittelt hat. 
Vollständig ist eine Meldung, die alle Daten 
einer Patientin oder eines Patienten nach § 2 
Absatz 4 bis 8 enthält, die gemäß § 65c Ab-
satz 1 Satz 3 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch auf der Grundlage des bundesweit 
einheitlichen Datensatzes der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Tumorzentren und der 
Gesellschaft der epidemiologischen Krebs-
register in Deutschland zur Basisdokumenta-
tion für Tumorerkrankungen und ihn ergän-
zender Module flächendeckend und mög-
lichst vollzählig zu erheben sind und der mel-
depflichtigen Person zum jeweiligen Melde-
zeitpunkt bekannt sind oder bei Einhaltung 
der ärztlichen Sorgfalt bekannt sein müssen. 
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b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
 „(2) Ist eine Meldung hinsichtlich 

der Daten nach § 2 Absatz 4 und 7 
und § 12 Absatz 5 unvollständig 
oder unplausibel, kann die Vertrau-
ensstelle aus eigener Initiative oder 
nach Aufforderung durch die Regis-
terstelle bei Unvollständigkeit oder 
fehlender Plausibilität hinsichtlich 
der Daten nach § 2 Absatz 5, 6 und 
8 die meldepflichtige Person zu Be-
richtigung oder Klarstellung auffor-
dern und dafür die Daten nach § 2 
Absatz 4 sowie die meldestellenbe-
zogene Referenznummer und 
Transaktionsnummer verwenden.“ 

 
c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa) In Satz 2 wird die Angabe „Tu-
mordiagnose“ durch die An-
gabe „Krebsdiagnose“ ersetzt. 

 
bb)  In Satz 3 wird die Angabe „Da-

tenannahmestelle“ durch die 
Angabe „Vertrauensstelle“ und 
die Angabe „unklar“ durch die 
Angabe „unplausibel“ ersetzt. 

 

 
 
 
(2) Ist eine Meldung hinsichtlich der Daten 
nach § 2 Absatz 4 und 7 und § 12 Absatz 5 
unvollständig oder unklar, kann die Datenan-
nahmestelle aus eigener Initiative oder nach 
Aufforderung durch die Landesauswertungs-
stelle bei Unvollständigkeit oder Unklarheit 
hinsichtlich der Daten nach § 2 Absatz 5, 6 
und 8 die meldepflichtige Person zu Berichti-
gung oder Klarstellung auffordern und dafür 
die Daten nach § 2 Absatz 4 sowie die mel-
destellenbezogene Referenznummer und 
Transaktionsnummer verwenden. 
  
 
 
 
(3) Stammt die Meldung von einer Person, 
die keinen unmittelbaren Kontakt mit der be-
troffenen Person hat, und erhält das Landes-
krebsregister von der Person, die unmittelba-
ren Kontakt mit der betroffenen Person hat, 
innerhalb von acht Wochen keine Meldung, 
darf sie sie zur Abgabe einer Meldung auffor-
dern, wenn sie nach § 12 meldepflichtig ist. 
Zur Identifizierung der betroffenen Person 
dürfen in der Aufforderung neben medizini-
schen Daten nur das Geschlecht der be-
troffenen Person, Monat und Jahr ihrer Ge-
burt sowie Monat und Jahr der Tumordiag-
nose verwendet werden. Ist eine Meldung 
unvollständig oder unklar, gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
die Datenannahmestelle die Person, welche 
die Meldung abgegeben hat, zur Ergänzung, 
Berichtigung oder Klarstellung auffordert und 
dass zur Identifizierung der betroffenen Per-
son auch die meldestellenbezogene Refe-
renznummer sowie die Transaktionsnummer 
verwendet werden dürfen. 
  
(4) Wird von der behandelnden Person die 
Durchführung erforderlicher diagnostischer 
oder therapeutischer Leistungen durch eine 
andere Person gemäß § 12 Absatz 1 im 
Wege einer Überweisung veranlasst, sind, 
sofern die Ausführung des Überweisungs-
auftrags eine eigene Meldepflicht nach § 12 
Absatz 2 zur Folge haben kann, der den 
Überweisungsauftrag ausführenden Person 
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die Daten nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 bis 5 
und Absatz 7 Nummer 5 und 6 mitzuteilen. 
 

12.  § 16 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch die 
Angabe „Vertrauensstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16 
Krebsfrüherkennungsprogramme 

 
(1) Die in den auf Grundlage des § 25a Ab-
satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
in der jeweils geltenden Fassung ergange-
nen Richtlinien für die Einladung zu Früher-
kennungsuntersuchungen bestimmte zu-
ständige Stelle ist berechtigt, die zum Zwe-
cke der Einladung benötigten personenbezo-
genen Daten von den Personen, die auf-
grund ihres Alters und ihres Geschlechts An-
spruch auf eine Krebsfrüherkennungsunter-
suchung haben, bei den Meldebehörden zu 
erheben, zu verarbeiten und zu speichern. 
Das Verfahren der regelmäßigen Datenüber-
mittlung durch die Meldebehörden nach dem 
Meldegesetz NRW in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. September 1997 
(GV. NRW. S. 332, ber. S. 386) in der jeweils 
geltenden Fassung und der dazu ergange-
nen Verordnung bleibt unberührt. Eine Da-
tenübermittlung unterbleibt, wenn im Melde-
register eine Auskunftssperre eingetragen 
ist. 
  
(2) Für jede Person, die an einer Früherken-
nungsuntersuchung im Rahmen eines orga-
nisierten Programmes im Sinne des § 25a 
Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch in der jeweils geltenden Fassung teil-
genommen hat, werden der Datenannahme-
stelle von der durch die Richtlinien des Ge-
meinsamen Bundesausschusses gemäß 
§ 25a Absatz 2 Satz 1 und Satz 4 in Verbin-
dung mit § 92 Absatz 5 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch in der jeweils geltenden 
Fassung bestimmten Stelle und, soweit und 
solange noch keine solchen Stellen be-
stimmt sind, von den Zentralen Stellen bei 
den Kassenärztlichen Vereinigungen Nord-
rhein und Westfalen-Lippe die in den Richtli-
nien vorgesehenen Früherkennungsuntersu-
chungsdaten zur systematischen Erfassung, 
Überwachung und Verbesserung der Quali-
tät organisierter Krebsfrüherkennungspro-
gramme übermittelt. Dieser Übermittlung 
kann nicht widersprochen werden. 
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b)  In Absatz 3 wird die Angabe „Lan-
desauswertungsstelle“ durch die 
Angabe „Registerstelle“ und die An-
gabe “Intervallkarzinome aufgetre-
ten sind“ durch die Angabe „Inter-
vallkrebs aufgetreten ist“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  Absatz 5 wird durch den folgenden 

Absatz 5 ersetzt: 
 

„(5) Ist Intervallkrebs aufgetreten, 
übermittelt die Registerstelle der 
Stelle, die durch Richtlinien des Ge-
meinsamen Bundesausschusses 
gemäß § 25a Absatz 2 Satz 4 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
für zuständig hinsichtlich der Evalu-
ierung des Früherkennungspro-
grammes bestimmt worden ist, für 
jeden Intervallkrebs die in den je-
weils gültigen Richtlinien des 

(3) Die Landesauswertungsstelle führt nach 
Beendigung des Ablaufes gemäß § 3 Absatz 
2 Nummer 14 und nachdem sie die umge-
wandelten Kontrollnummern von der Kon-
trollnummernstelle nach § 3 Absatz 4 erhal-
ten hat, einen pseudonymisierten Abgleich 
von Daten der Früherkennungsprogramme 
sowie der Mortalitätsdaten und den im Lan-
deskrebsregister gespeicherten Daten 
durch, um zu prüfen, ob Intervallkarzinome 
aufgetreten sind und um die Auswirkungen 
der Krebsfrüherkennung auf die krebsbe-
dingte Mortalität zu prüfen. 
  
(4) Soweit die betroffene Person nicht schrift-
lich oder elektronisch gemäß § 25a Absatz 4 
Satz 6 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch widersprochen hat, können Daten des 
Landeskrebsregisters mit Daten, die nach 
§ 299 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
zum Zwecke der Qualitätssicherung an eine 
vom Gemeinsamen Bundesausschuss be-
stimmte Stelle übermittelt werden, abgegli-
chen werden. Die Daten, die für diesen Ab-
gleich verwendet werden, werden durch den 
Gemeinsamen Bundesausschuss in den 
Richtlinien gemäß § 25a Absatz 2 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch festgelegt. 
Das Landeskrebsregister übermittelt die fest-
gelegten Daten nach dem erstmaligen Über-
mittlungszeitpunkt nach § 25a Absatz 4 Satz 
9 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und 
danach regelmäßig zusammen mit dem aus 
dem unveränderbaren Teil der Krankenver-
sichertennummer abgeleiteten Pseudonym 
an die Vertrauensstelle nach § 299 Absatz 2 
Satz 5 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch. 
  
 
 
 
(5) Sind Intervallkarzinome aufgetreten, 
übermittelt die Landesauswertungsstelle der 
Stelle, die durch Richtlinien des Gemeinsa-
men Bundesausschusses gemäß § 25a Ab-
satz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch in der jeweils geltenden Fassung 
für zuständig hinsichtlich der Evaluierung 
des Früherkennungsprogrammes bestimmt 
worden ist, für jedes Intervallkarzinom die in 
den jeweils gültigen Richtlinien des 
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Gemeinsamen Bundesausschus-
ses genannten Daten.“ 

 

Gemeinsamen Bundesausschusses ge-
nannten Daten. 
 

13. § 17 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In den Absätzen 1 und 2 Satz 1 wird 
jeweils die Angabe „Datenannah-
mestelle“ durch die Angabe „Ver-
trauensstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b)  Nach Absatz 4 wird der folgende 

Absatz 5 eingefügt: 
 

 § 17 
Meldebehörden und Statistikstelle 

 
(1) Zur Berichtigung, Vervollständigung und 
Überprüfung der Vollzähligkeit der im Lan-
deskrebsregister gespeicherten Daten und 
zum Mortalitätsabgleich übermitteln die Mel-
debehörden und der Landesbetrieb Informa-
tion und Technik - Geschäftsbereich Statistik 
- regelmäßig zu jedem seit der letzten Über-
mittlung erfassten Sterbefall die sterbefallbe-
zogenen Daten, sowie im Fall der Meldebe-
hörden sterbefallbezogene Daten mit Aus-
nahme der Daten gemäß § 2 Absatz 8 Num-
mer 3 sowie die dazugehörigen Identitätsda-
ten an die Datenannahmestelle. 
  
(2) Die Meldebehörden übermitteln der Da-
tenannahmestelle darüber hinaus regelmä-
ßig zu allen Personen, deren Vor- oder Fa-
milienname oder Wohnadresse seit der letz-
ten Übermittlung geändert wurde, die Identi-
tätsdaten, sofern im Melderegister keine 
Auskunftssperre eingetragen ist. Die Daten 
nach Satz 1 dürfen im Landeskrebsregister 
nur gespeichert werden, wenn zu der be-
troffenen Person bereits ein Datensatz vor-
handen ist. Ist dies nicht der Fall, werden die 
Daten spätestens nach sechs Monaten ge-
löscht. 
  
(3) Die Daten nach Absatz 1 dürfen auch mit 
nach § 75 des Zehnten Buches Sozialge-
setzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und 
Sozialdatenschutz - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBl. 
I S. 130), das zuletzt durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 11. August 2014 (BGBl. I 
S. 1348) geändert worden ist, übermittelten 
Daten verknüpft werden, um Aussagen zu 
treffen über Überlebenswahrscheinlichkeiten 
sowie den Zeitraum zwischen dem Augen-
blick, in dem eine Person einem erhöhten 
Krebsrisiko ausgesetzt ist, und dem Auftre-
ten der Krebserkrankung oder dem Eintritt 
des Todes (Zeit unter Risiko). 
  
(4) Das Nähere zum Verfahren der regelmä-
ßigen Datenübermittlung durch die Meldebe-
hörden sowie des Datenabrufs regelt das 
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 „(5) Zur Berichtigung, Vervollständi-

gung und Überprüfung der Voll-
ständigkeit der im Landeskrebsre-
gister im ambulanten Sektor ange-
legten onkologisch tätigen melde-
pflichtigen Personen übermitteln 
die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen regelmäßig, mindestens ein-
mal jährlich Name, Anschrift, Insti-
tutionskennzeichen, Betriebsstät-
tennummer und Fachrichtung(-en) 
zu allen vertragsärztlich zugelasse-
nen onkologisch tätigen Personen 
an die Vertrauensstelle. Eine onko-
logische Tätigkeit wird vermutet, 
sofern von den Personen zu Ab-
rechnungszwecken an die Kassen-
ärztliche Vereinigung in den der 
Meldung vorausgehenden zwölf 
Monaten Unterlagen übermittelt 
wurden, in denen Schlüssel nach 
§ 2 Absatz 1 enthalten sind. Die 
Meldung ist erstmalig bis zum 
31.Dezember 2027 an das Landes-
krebsregister zu übermitteln.“. 

 

Meldegesetz NRW in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. September 1997 
(GV. NRW. S. 332, ber. S. 386) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie die vom für Inne-
res zuständigen Ministerium aufgrund des 
Meldegesetzes erlassene Verordnung in der 
jeweils geltenden Fassung. 
 

14.  § 18 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 wird in der An-
gabe vor Nummer 1 die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch die 
Angabe „Vertrauensstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Andere Krebsregister 

 
(1) Zur Vervollständigung und Berichtigung 
von Daten sowie zur Verknüpfung von Da-
ten, die dieselbe Person betreffen, insbeson-
dere um Aussagen über Überlebenswahr-
scheinlichkeiten sowie das Auftreten von 
Spätfolgen, Rezidiven und Zweittumoren zu 
ermöglichen, übermittelt die Datenannahme-
stelle 
 
1.  mindestens zweimal jährlich im März 

und im September aus dem Landes-
krebsregister Datensätze solcher Per-
sonen, die 

 
a)  innerhalb Nordrhein-Westfalens 

ärztlich behandelt werden oder 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Da-
tenannahmestelle“ durch die 
Angabe „Vertrauensstelle“ er-
setzt. 

 
 
 

 
 
 
 
 

bb)  In Satz 2 wird die Angabe „Da-
tenannahmestelle“ durch die 
Angabe „Vertrauensstelle“ und 

wurden und die im sonstigen Bun-
desgebiet ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben oder 
hatten, an das epidemiologische 
und das klinische Krebsregister, zu 
deren Einzugsbereich der Wohnsitz 
oder Ort des gewöhnlichen Aufent-
halts gehört oder 

b)  innerhalb Nordrhein-Westfalens ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben oder hatten und 
die im sonstigen Bundesgebiet ärzt-
lich behandelt werden oder wurden, 
an das epidemiologische und das 
klinische Krebsregister, zu deren 
Einzugsbereich der Ort der Be-
handlung gehört, 

 
sofern diese Register im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes geführt wer-
den, 

2.  an das gemäß § 1 Absatz 1 des Bun-
deskrebsregisterdatengesetzes ge-
führte Zentrum für Krebsregisterdaten 
Daten nach Maßgabe des § 5 des Bun-
deskrebsregisterdatengesetzes zu allen 
bis zum Ende eines Kalenderjahres er-
fassten Erkrankungsfällen von Perso-
nen, die ihren Wohnort im Erfassungs-
gebiet des Landeskrebsregisters ha-
ben. 

 
Bei jeder Datenübermittlung wird zu dem 
übermittelten Datensatz vermerkt, an wel-
chem Tag, in welchem Monat, in welchem 
Jahr und an welches andere Register eine 
Übermittlung erfolgt ist. 
  
(2) Mit dem Ziel der gegenseitigen Datener-
gänzung zur Erhöhung der Vollzähligkeit und 
Vollständigkeit übermittelt die Datenannah-
mestelle alle drei Jahre die Daten nach § 2 
Absatz 5 sowie die dazugehörigen, dafür ge-
bildeten Kontrollnummern aller Patientinnen 
und Patienten, bei denen vor Erreichen des 
vollendeten achtzehnten Lebensjahres erst-
mals Neuerkrankungen nach § 14 Absatz 
Nummer 1 aufgetreten sind, an das Deut-
sche Kinderkrebsregister am Institut für Me-
dizinische Biometrie, Epidemiologie und In-
formatik der Universitätsmedizin Mainz. Die 
Datenannahmestelle darf von dem Kinder-
krebsregister zwecks Überprüfung, zu 
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die Angabe „Landesauswer-
tungsstelle“ durch die Angabe 
„Registerstelle“ ersetzt. 

 

welchen Personen Daten im Kinderkrebsre-
gister gespeichert sind, Kontrollnummern 
entgegennehmen, sie auf Kryptogramme zu-
rückführen und diese zur Umschlüsselung 
an die Kontrollnummernstelle weiterleiten mit 
dem Ziel, sie mit den im Landeskrebsregister 
gespeicherten Kontrollnummern in der Lan-
desauswertungsstelle abgleichen zu kön-
nen. 
  
(3) Von den in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Stellen nimmt die Datenannahmestelle 
Datensätze, auch Meldungen nach § 7 des 
Bundeskrebsregisterdatengesetzes, entge-
gen. Für die Verarbeitung der entgegenge-
nommenen Daten gelten dieselben Bestim-
mungen wie für von dem Landeskrebsregis-
ter angelegte Datensätze. 
 

15. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch die 
Angabe „Vertrauensstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Personenbezogene Auskunft 

 
(1) Die Datenannahmestelle erteilt neben der 
nach Artikel 15 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(Abl. L 119 vom 4.5.2016, S.1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, 
S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) zu erteilen-
den Auskunft auf Antrag Auskunft darüber, 
welche allgemeinen technischen Bedingun-
gen für die Verarbeitung maßgebend sind. 
Die Auskunftserteilung erfolgt durch Über-
sendung der unverschlüsselten Daten, die 
verständlich sind und insbesondere keine 
Abkürzungen enthalten. Die Auskunft muss 
einen deutlichen Hinweis darauf enthalten, 
dass sie nicht alleinige Grundlage individuel-
ler Therapieentscheidungen sein darf. 
  
(2) Der Antrag kann nur von der betroffenen 
Person selbst, auch wenn sie geschäftsunfä-
hig ist oder von der Person, die kraft Geset-
zes oder Rechtsgeschäfts zu ihrer Vertre-
tung berechtigt ist oder im Todesfall der be-
troffenen Person von jedem nächsten Ange-
hörigen gestellt werden. 
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b)  Absatz 3 Satz 3 wird durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

 
 
 
 
 
 „Im Rahmen der Antragstellung hat 

die antragstellende Person ihre 
Identität gegenüber dem Landes-
krebsregister nachzuweisen.“ 

 
 
c)  Absatz 4 wird durch den folgenden 

Absatz 4 ersetzt: 
 
 „(4) Die Vertrauensstelle veranlasst 

die Bildung von Kontrollnummern 
auf der Basis der im Auskunftsan-
trag angegebenen Daten und for-
dert von der Registerstelle die zu 
diesen Kontrollnummern gespei-
cherten Daten an und erteilt die 
Auskunft in Textform oder elektro-
nisch.“ 

 

(3) Der Antrag ist schriftlich oder elektronisch 
an das Landeskrebsregister zu stellen. In 
dem Auskunftsantrag sind die Angaben nach 
§ 2 Absatz 4 Nummer 5, die derzeitigen und 
früheren Vor- und Familiennamen, Tag, Mo-
nat und Jahr der Geburt, der Geburtsort so-
wie die derzeitigen und früheren Anschriften 
der betroffenen Person anzugeben. Beste-
hen an der Identität der antragstellenden 
Person Zweifel, kann das Landeskrebsregis-
ter zusätzliche Informationen zur Bestäti-
gung der Identität nachfordern. 
  
 
 
 
(4) Die Datenannahmestelle veranlasst die 
Bildung von Kontrollnummern auf der Basis 
der im Auskunftsantrag angegebenen Daten 
und fordert von der Landesauswertungs-
stelle die zu diesen Kontrollnummern gespei-
cherten Daten an und erteilt die Auskunft 
schriftlich oder in einem gängigen Format 
elektronisch. 
 

16.  § 21 wird durch den folgenden § 21 er-
setzt: 

 
„21 

Löschung 
 

(1) Identitäts-Chiffrate sind unverzüglich 
zu löschen, wenn 

 
1.  seit dem Tode der betroffenen Per-

son zehn Jahre vergangen sind, 
 
2. seit der Geburt der betroffenen Per-

son 130 Jahre vergangen sind und 
der Landesauswertungsstelle nicht 
bekannt ist, ob die betroffene Per-
son noch lebt, oder 

 
 
3.  die Löschung durch einen schriftli-

chen Widerspruch gemäß § 13 ge-
genüber der Vertrauensstelle bean-
tragt wird. 

 
 
 
 

  
 
 

§ 21 
Löschung 

 
(1) Identitäts-Chiffrate sind unverzüglich zu 
löschen, wenn 
 
1.  seit dem Tode der betroffenen Person 

zehn Jahre vergangen sind, 
 
2.  seit der Geburt der betroffenen Person 

130 Jahre vergangen sind und der Lan-
desauswertungsstelle nicht bekannt ist, 
ob die betroffene Person noch lebt, 

3.  bekannt wird, dass der Bildung eines 
Identitäts-Chiffrats widersprochen 
wurde, oder 

4.  die Löschung gegenüber der Datenan-
nahmestelle schriftlich beantragt wird. 

 
Im Falle des Satzes 1 Nummer 4 ist der An-
trag von der betroffenen Person selbst zu 
stellen. Im Fall der Betreuung kann der An-
trag von der Betreuerin oder dem Betreuer 
nur gestellt werden, soweit der ausdrückliche 
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(2) Die Vertrauensstelle veranlasst die 
Bildung von Kontrollnummern auf der 
Basis der im Löschungsantrag angege-
benen Daten und fordert die Register-
stelle zur Löschung des dazugehören-
den Identitäts-Chiffrats auf. Sie infor-
miert die antragstellende Person hier-
über und weist sie darauf hin, dass ein 
neuer Löschungsantrag erforderlich ist, 
wenn in der Zukunft aufgrund neuer 
Meldungen erneut ein Identitäts-Chiffrat 
gebildet wird. Sind Daten bereits an ein 
anderes Krebsregister übermittelt wor-
den, teilt sie der antragstellenden Per-
son die Anschrift dieses Registers mit 
und weist sie darauf hin, dass eine Lö-
schung dort gespeicherter Daten nur 
durch das jeweilige Register erfolgen 
kann und hierfür das für das jeweilige 
Register geltende Recht maßgeblich ist. 
Anschließend vernichtet die Vertrau-
ensstelle den Löschungsantrag und die 
Daten, die durch den geführten Schrift-
wechsel entstanden sind. 
 
(3) Die Löschung anderer Daten als des 
Identitäts-Chiffrats kann nicht verlangt 
werden.“ 

 

oder mutmaßliche Wille der betroffenen Per-
son nicht entgegensteht. 
  
(2) § 19 Absatz 3 ist entsprechend anzuwen-
den. Die Datenannahmestelle veranlasst die 
Bildung von Kontrollnummern auf der Basis 
der im Löschungsantrag angegebenen Da-
ten und fordert die Landesauswertungsstelle 
zur Löschung des dazugehörenden Identi-
täts-Chiffrats auf. Sie informiert die antrag-
stellende Person hierüber und weist sie da-
rauf hin, dass ein neuer Löschungsantrag er-
forderlich ist, wenn in der Zukunft aufgrund 
neuer Meldungen erneut ein Identitäts-
Chiffrat gebildet wird. Sind Daten bereits an 
ein anderes Krebsregister übermittelt wor-
den, teilt sie der antragstellenden Person die 
Anschrift dieses Registers mit und weist sie 
darauf hin, dass eine Löschung dort gespei-
cherter Daten nur durch das jeweilige Regis-
ter erfolgen kann und hierfür das für das je-
weilige Register geltende Recht maßgeblich 
ist. Anschließend vernichtet die Datenannah-
mestelle den Löschungsantrag und die Da-
ten, die durch den geführten Schriftwechsel 
entstanden sind. 
  
 
(3) Die Löschung anderer Daten als des 
Identitäts-Chiffrats kann nicht verlangt wer-
den. 
 

17.  § 23 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 23 
Allgemeine Auskünfte, Auskünfte für 

Forschungsvorhaben und zur  
Gesundheitsberichterstattung 

 
(1) Auf Antrag kann das Landeskrebsregister 
Dritten gespeicherte Daten für Forschungs-
vorhaben und zur Gesundheitsberichterstat-
tung zur Verfügung stellen. Rückschlüsse 
auf betroffene Personen in den übermittelten 
Daten müssen ausgeschlossen sein. Von 
Satz 2 kann nur abgewichen werden, wenn 
an der wissenschaftlichen Untersuchung der 
zu übermittelnden Daten ein öffentliches In-
teresse besteht und geeignete Garantien für 
die Rechtsgüter der betroffenen Personen 
vorgesehen werden. Solche Garantien kön-
nen in einer so zeitnah wie möglich erfolgen-
den Anonymisierung der personenbezoge-
nen Daten, in Vorkehrungen gegen ihre un-
befugte Kenntnisnahme durch Dritte oder in 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/19101 

 
 

40 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe 
„Landesauswertungsstelle“ durch 
die Angabe „Registerstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ihrer räumlich und organisatorisch von den 
sonstigen Fachaufgaben getrennten Verar-
beitung bestehen. Der Antrag ist, insbeson-
dere zu Zweck, Umfang und Dauer der Nut-
zung der Daten, zu begründen. Das Landes-
krebsregister darf nur jene Daten zur Verfü-
gung stellen, für die die antragstellende Per-
son glaubhaft macht, dass sie in unmittelba-
rem Zusammenhang mit dem berechtigten, 
insbesondere wissenschaftlichen Interesse 
der Antragstellung stehen und die auf ande-
rem Wege nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßig großem Aufwand zu erlangen sind. Es 
darf Erkenntnisse, die aus Abgleichen von 
pseudonymisierten Einzelfalldaten als Teil 
externer Kohorten mit eigenen Daten insbe-
sondere bei Mortalitätsevaluation resultie-
ren, der antragstellenden Person in pseudo-
nymisierter Form zur Verfügung stellen. 
  
(2) Über den Antrag entscheidet die Ge-
schäftsstelle unter Berücksichtigung der vom 
wissenschaftlichen Fachausschuss abgege-
benen Empfehlung. Sie kann vor einer Ent-
scheidung weitere Erklärungen und Ver-
pflichtungen der antragstellenden Person 
verlangen. Die antragstellende Person hat 
sich schriftlich oder elektronisch gegenüber 
dem Krebsregister zu verpflichten, die Daten 
unverzüglich nach Erreichen des dem Antrag 
zu Grunde liegenden Zwecks des For-
schungsvorhabens zu löschen und die Lö-
schung dem Krebsregister anzuzeigen. Eine 
Weitergabe der Daten durch die antragstel-
lende Person über den genehmigten Antrag 
nach Absatz 1 hinaus ist nicht gestattet. Um-
fang der Nutzung und Veröffentlichungs-
rechte sind vertraglich zu regeln. 
  
(3) Auf Antrag Dritter kann die Landesaus-
wertungsstelle zur Beantwortung von For-
schungsanfragen, Anfragen zur Gesund-
heitsberichterstattung und zur Erteilung all-
gemeiner Auskünfte eigene Auswertungen 
vornehmen. Rückschlüsse auf betroffene 
Personen müssen in den Auswertungen aus-
geschlossen sein. Auswertungen dürfen die 
Arzneimittel, Wirkstoffe und Verfahren, mit 
denen die Personen, deren Daten für die 
Auswertung genutzt wurden, behandelt wur-
den, angeben. 
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b)  Nach Absatz 4 wird der folgende 
Absatz 5 eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 

„(5) Nach § 10 Satz 3 des Bundes-
krebsregistergesetzes in Verbin-
dung mit § 4 des Gesundheitsda-
tennutzungsgesetzes darf das Lan-
deskrebsregister Identitätsdaten, 
Kontrollnummern, epidemiologi-
sche, klinische sowie sterbefallbe-
zogene Daten für eine anlassbezo-
gene Zusammenführung übermit-
teln und für länderübergreifende 
Versorgungsplanung und For-
schungsprojekte im Sinne des § 1 
Gesundheitsdatennutzungsgeset-
zes zur Verfügung zu stellen.“ 

 

(4) An internationale Organisationen, die im 
Rahmen der internationalen Krebsregistrie-
rung tätig sind, insbesondere an die Interna-
tional Agency for Research on Cancer  
(IARC) oder vergleichbare Institutionen kann 
das Landeskrebsregister Datensätze ent-
sprechend Absatz 1 bis 3 ohne Antrag über-
mitteln. 
 

18.  § 24 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 24 
Klartextdaten 

 
(1) Im Landeskrebsregister gespeicherte Da-
ten, die eine Identifizierung der betroffenen 
Person ermöglichen, insbesondere Identi-
tätsdaten nach § 2 Absatz 4 Nummer 1 bis 4 
im Klartext, können auf Antrag zur Verfügung 
gestellt werden. Im Antrag muss von der an-
tragstellenden Person glaubhaft gemacht 
werden, dass 
 
1.  sie für Zwecke eines Forschungsvorha-

bens betroffene Personen, die be-
stimmte Merkmale erfüllen, mit deren 
Einwilligung untersuchen oder solche 
Personen oder Dritte, insbesondere be-
handelnde Ärztinnen, Ärzte, Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, befragen möchte, 

2.  ohne solche Untersuchungen oder Be-
fragungen das Forschungsvorhaben 
unmöglich oder wesentlich erschwert 
wäre, 

3.  das Forschungsvorhaben voraussicht-
lich einen beachtlichen Beitrag zur Ver-
besserung der onkologischen Vorsorge, 
Früherkennung, Versorgung, Nach-
sorge oder Forschung leisten wird und 
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a)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Lan-
desauswertestelle“ durch die 
Angabe „Registerstelle“ und 
die Angabe „Datenannahme-
stelle“ durch die Angabe „Ver-
trauensstelle“ ersetzt. 

 
bb)  In den Sätzen 2 und 3 wird je-

weils die Angabe „Datenan-
nahmestelle“ durch die Angabe 
„Vertrauensstelle“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b)  In Absatz 5 Nummer 1 und 4 wird 
jeweils die Angabe „Datenannah-
mestelle“ durch die Angabe „Ver-
trauensstelle“ ersetzt. 

4.  die Finanzierung aller Phasen des For-
schungsvorhabens einschließlich der 
Auswertung und Veröffentlichung der 
Forschungsergebnisse sichergestellt 
ist. Hierfür ist anzugeben, welche Per-
sonen mit welchem Geldbetrag das Vor-
haben finanzieren. 

  
(2) Die antragstellende Person hat außer-
dem zu versichern, dass 
 
1.  sie die Pflichten des Absatzes 6 erfüllen 

wird und 
2.  ihr die Straf- und Bußgeldvorschriften 

der §§ 25 und 26 bekannt sind. 
  
(3) Die Geschäftsstelle prüft den Antrag un-
ter Berücksichtigung der vom wissenschaftli-
chen Fachausschuss abgegebenen Emp-
fehlung. Die Geschäftsstelle kann vor einer 
Entscheidung weitere Erklärungen und Ver-
pflichtungen der antragstellenden Person so-
wie Auskünfte nach Absatz 1 Nummer 4 Satz 
2 verlangen. 
  
 
(4) Soweit dem Antrag entsprochen werden 
soll, übermittelt die Landesauswertungs-
stelle von den für das Forschungsvorhaben 
benötigten Datensätzen die Identitäts-
Chiffrate an die Datenannahmestelle, welche 
sie entschlüsselt. Die betroffenen Personen, 
deren Identität auf diese Weise ermittelt wird, 
bittet die Datenannahmestelle schriftlich um 
Auskunft darüber, ob sie in eine Weitergabe 
ihrer Identitätsdaten, medizinischen Daten 
sowie meldungsbezogenen Daten an die an-
tragsstellende Person einwilligen. Die Identi-
tätsdaten und, soweit sie für das For-
schungsvorhaben benötigt werden, die me-
dizinischen und meldungsbezogenen Daten 
der Personen, die hierin schriftlich eingewil-
ligt haben, übermittelt die Datenannahme-
stelle der antragstellenden Person unter Be-
rücksichtigung der Maßgaben des § 9. 
  
(5) Das Schreiben nach Absatz 4 Satz 2 ent-
hält: 
 
1.  einen Hinweis darauf, dass die Angaben 

zur Identität dem Landeskrebsregister 
entnommen wurden, auch jetzt noch ge-
genüber der Datenannahmestelle eine 
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 Löschung des Identitäts-Chiffrats bean-
tragt werden kann und die Datenannah-
mestelle auf Antrag unentgeltlich Aus-
kunft über die gespeicherten Daten er-
teilt; dabei ist auf die Formerfordernisse 
eines Antrags hinzuweisen, 

2.  eine Zusammenfassung des For-
schungsvorhabens mit Namen und An-
schrift der antragstellenden Person und 
Angaben dazu, wer das Vorhaben finan-
ziert, 

3.  Angaben dazu, welche Befragungen 
oder Untersuchungen im Rahmen des 
Forschungsvorhabens durchgeführt 
werden sollen, 

4. einen Hinweis darauf, dass eine Teil-
nahme an dem Forschungsvorhaben 
freiwillig ist, der antragstellenden Per-
son Daten, die eine Identifizierung er-
möglichen, nur überlassen werden, 
wenn die betroffene Person gegenüber 
der Datenannahmestelle schriftlich hie-
rin einwilligt und die betroffene Person 
jederzeit gegenüber der antragstellen-
den Person ihre Einwilligung zu einer 
Teilnahme an dem Forschungsvorha-
ben widerrufen kann. 

 
(6) Die antragstellende Person ist verpflich-
tet, 
 
1.  dem Landeskrebsregister die Kosten, 

die durch das in Absatz 4 und 5 be-
schriebene Verfahren entstehen, zu er-
setzen, 

2. dem Landeskrebsregister jede Verän-
derung von Umständen unverzüglich 
anzuzeigen, die für die Entscheidung 
über den Antrag wesentlich waren, 

3.  alle ihr zur Verfügung gestellten oder 
von ihr selbst erhobenen Daten, die eine 
Identifizierung der betroffenen Perso-
nen ermöglichen, nur für Zwecke des im 
Antrag beschriebenen Forschungsvor-
habens und nicht für sonstige Zwecke, 
auch nicht für sonstige Forschungsvor-
haben, zu verwenden, 

4.  alle Daten nach Nummer 3 Dritten nur 
zugänglich zu machen, soweit dies für 
die Durchführung des Forschungsvor-
habens unerlässlich ist und die Dritten 
sich schriftlich zur Geheimhaltung ver-
pflichtet haben, 
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5.  geeignete Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, dass Dritte unbefugt Zu-
griff auf die Daten nach Nummer 3 er-
halten, 

6.  alle Daten nach Nummer 3 unverzüglich 
zu löschen, soweit und sobald eine be-
troffene Person ihre Einwilligung gemäß 
Absatz 4 zu einer Teilnahme an dem 
Forschungsvorhaben widerrufen hat 
oder die Daten für das Forschungsvor-
haben nicht mehr benötigt werden, 

7.  jede Kontaktaufnahme mit einer be-
troffenen oder dritten Person, die Aus-
kunft über die betroffene Person erteilen 
soll, zu unterlassen, wenn die betroffene 
Person ihre Einwilligung gemäß Absatz 
4 widerrufen hat, und auch keine solche 
Kontaktaufnahme durch dritte Personen 
zu veranlassen und 

8.  dem Landeskrebsregister unaufgefor-
dert Mitteilung zu machen, wenn eine 
Löschung der Daten nach Nummer 6 er-
folgt ist. 

  
(7) Im Einvernehmen mit dem Fachaus-
schuss kann das Landeskrebsregister Klar-
textdaten für Forschungszwecke auch dann 
zur Verfügung stellen, wenn die antragstel-
lende Person diesem die ihr gegenüber er-
teilte Einwilligung der betroffenen Personen 
in eine Weitergabe ihrer Identitätsdaten, me-
dizinischen Daten sowie meldungsbezoge-
nen Daten in geeigneter Form elektronisch 
übermittelt. 
  
(8) Das Landeskrebsregister kann die an-
tragstellende Person nach einem Jahr und 
hiernach in Abständen von sechs Monaten 
zur Auskunft darüber auffordern, ob die Da-
ten nach Absatz 6 Nummer 6 bereits ge-
löscht worden sind oder warum dies unter-
blieben ist. Behauptet die antragstellende 
Person, die Dateien seien gelöscht worden, 
kann das Landeskrebsregister von ihr zum 
Nachweis dieser Tatsache eine Versiche-
rung an Eides statt verlangen und abneh-
men. 
 

 
 
 
 
 

 § 25 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
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19.  In § 25 Absatz 1 Nummer 1 und Ab-

satz 3 Satz 3 wird jeweils die Angabe 
„Datenannahmestelle“ durch die An-
gabe „Vertrauensstelle“ ersetzt. 

 

 
1.  als meldepflichtige Person nach § 12 

entgegen den §§ 13 bis 18 eine Mel-
dung an die Datenannahmestelle nicht, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht, 

2.  im Zusammenhang mit einem nach § 24 
gestellten Antrag auf Überlassung von 
im Landeskrebsregister gespeicherten 
Daten, die eine Identifizierung der be-
troffenen Personen ermöglichen, un-
wahre Angaben gegenüber der Ge-
schäftsstelle macht, 

3. einer vollziehbaren Nebenbestimmung, 
mit der die Geschäftsstelle die Entschei-
dung über die Überlassung von Daten 
nach §§ 23 oder 24 verbunden hat, zu-
widerhandelt, 

4.  unbefugt entgegen § 24 Absatz 6 Num-
mer 6 alle Daten, die eine Identifizierung 
der betroffenen Person ermöglichen, 
nicht unverzüglich löscht, nachdem das 
Forschungsvorhaben abgeschlossen 
worden ist oder die betroffene Person 
ihre Einwilligung zu einer Teilnahme an 
dem Forschungsvorhaben widerrufen 
hat, 

5.  unbefugt entgegen § 24 Absatz 6 Num-
mer 7 mit einer betroffenen Person oder 
einer dritten Person, die Auskunft über 
die betroffene Person erteilen soll, Kon-
takt aufnimmt oder eine solche Kontakt-
aufnahme durch Dritte veranlasst, ob-
wohl die betroffene Person ihre Einwilli-
gung zu einer Teilnahme an dem For-
schungsvorhaben widerrufen hat. 

  
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahn-
det werden. 
  
(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb-
ruar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Mai 2015 
(BGBl. I S. 706) geändert worden ist, ist die 
Bezirksregierung. Liegen dem Landeskrebs-
register Anhaltspunkte für eine Tat nach Ab-
satz 1 Satz 1 vor, benachrichtigt es unver-
züglich die zuständige Bezirksregierung. 
Eine Benachrichtigung durch die 
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Datenannahmestelle darf Identitätsdaten an 
Krebs erkrankter Personen im Klartext ent-
halten, wenn ohne diese Angaben die Einlei-
tung eines Bußgeldverfahrens nicht möglich 
ist. 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die klinische und epi-
demiologische Krebsregistrierung im Land Nordrhein-Westfalen  
 
A Allgemeiner Teil  
 
I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen  
 
Die das Landeskrebsregister NRW (LKR NRW) betreffenden gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen unterliegen – wie die letzten Jahre gezeigt haben – einer erheblichen Dynamik, auf die 
auch durch gesetzliche Änderungen im Landesgesetz entsprechend reagiert werden muss, 
wobei einige Änderungsbedarfe allein auf bundesgesetzlicher Ebene vollzogen werden kön-
nen und damit nicht Gegenstand des Änderungsgesetzes sind. Eine verbindliche, gesetzliche 
Schnittstelle zwischen den in der Praxis genutzten unterschiedlichen IT-Verwaltungssyste-
men, die die Meldungen der meldepflichtigen Personen insgesamt aufwandsärmer gestalten 
könnte, ist der Kompetenz des Landesgesetzgebers entzogen. 
 
Beispielsweise wird durch das Gesetz zur Nutzung von Gesundheitsdaten zu gemeinwohlori-
entierten Forschungszwecken und zur datenbasierten Weiterentwicklung des Gesundheitswe-
sens (Gesundheitsdatennutzungsgesetz - GDNG), welches im Jahr 2024 (BGBL. 2024 I Nr. 
102) in Kraft getreten ist, vorgesehen, dass Antragsstellern im Rahmen eines Antragsverfah-
rens gem. § 4 GDNG unter den dort geregelten Voraussetzungen pseudonymisierte Einzelda-
tensätze unter Verwendung einer Forschungskennziffer durch Krebsregister zur Verfügung 
gestellt werden sollen. Dies führt zu einem Änderungsbedarf der gesetzlichen Regelungen im 
LKRG NRW, da dieser Anspruch nach § 4 GDNG insoweit nur erfüllt werden kann, wenn er 
auch technisch durch das LKR NRW abbildbar ist. Da Forschungskennziffern aus dem unver-
änderbaren Teil der Krankenversicherungsnummer (vgl. § 290 SGB V) gebildet werden, soll 
durch die Gesetzesänderung sichergestellt werden, dass diejenige Stelle im Register, die nach 
der gesetzlichen Konzeption Datenlieferungen vornimmt (Landesauswertungsstelle bzw. Re-
gisterstelle s.u.), auf dieses Datum unter bestimmten Voraussetzungen im Klartext Zugriff ha-
ben kann. Allgemein ist der unveränderbare Teil der Krankenversicherungsnummer über diese 
zuvor genannte Verpflichtung hinaus immer häufiger die Grundlage für die Bildung anlassbe-
zogener Pseudonyme für Datenabgleiche im Gesundheitswesen. Durch die neu geregelte 
Möglichkeit, die Versichertennummer in pseudonymisierter Form (Versicherten-Chiffrat) für 
alle registrierten Personen zu speichern und für die gesetzlich geregelten Zwecke (§ 9 Absatz 
5, § 10 Absatz 2 LKRG-E) den Klartext temporär wiederherstellen zu können, wird das LKR 
NRW allgemein in die Lage versetzt, seinen Beitrag für die Gesundheitsforschung zu leisten. 
 
Um die Widerspruchsrate im LKR NRW zu senken und um die informierte und selbstbestimmte 
Entscheidung der betroffenen Personen zu fördern, werden die Abläufe rund um die Informa-
tion und Entscheidung der betroffenen Personen geändert. Zwar muss durch die meldepflich-
tige Person auch weiterhin über die Meldepflicht auf Grundlage des LKRG NRW sowie über 
die damit zusammenhängenden Rechte der betroffenen Personen informiert werden, der Wi-
derspruch selbst soll fortan jedoch nur noch beim LKR NRW auf schriftliche Weise eingelegt 
werden können. Da dem Patienten zusätzlich zur Information durch die meldepflichtige Person 
(oder anderes qualifiziertes medizinische Personal) auch schriftliche Informationen ausgehän-
digt werden, besteht nicht zwingend die Notwendigkeit, dass ein Patient sich im Behandlungs-
kontext sofort und unmittelbar hinsichtlich seines Widerspruchs entscheidet und erklärt. Be-
troffene Personen können sich im Nachgang umfassend informieren und dann auf Grundlage 
dieser Information eine selbstbestimmte Entscheidung treffen. In einer sensiblen Situation, in 
der unter Umständen auch eine Diagnose mit weitreichenden Folgen mitgeteilt wird, erscheint 
die sofortige Entscheidung über einen Widerspruch nicht richtig verortet.  
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Begrifflichkeiten im LKRG NRW werden hinsichtlich der Landesauswertungsstelle und Daten-
annahmestelle angepasst, die Datenannahmestelle wird fortan als „Vertrauensstelle“ und die 
Landesauswertungsstelle als „Registerstelle“ bezeichnet. Diese Bezeichnungen entsprechen 
den üblicherweise in der Krebsregisterlandschaft verwendeten Begrifflichkeiten und bilden im 
Übrigen auch die Abteilungsstruktur im LKR NRW entsprechend ab. Die zugewiesenen Auf-
gaben der unterschiedlichen Stellen und deren strukturelle und personelle Trennung nach den 
Maßgaben § 4 LKRG NRW bleiben jedoch unverändert. 
 
Die flächendeckende Erfüllung der Meldepflicht durch alle onkologisch tätigen vertragsärztlich 
zugelassenen Praxen ist in NRW noch nicht erreicht worden. Vorbehaltlich der Möglichkeit 
entsprechende Verfahren nach § 25 LKRG NRW (Ordnungswidrigkeiten) einzuleiten, besteht 
im Interesse einer flächendeckenden Meldungsdisziplin die Notwendigkeit, dass das LKR 
NRW überhaupt in die Lage versetzt wird, über alle Informationen von vertragsärztlich zuge-
lassenen onkologisch tätigen Arztpraxen zu verfügen.  
 
II.  Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
 
Durch die vorgesehene Änderung im LKRG NRW (vgl. § 2 Absatz 15; § 3 Absatz 2 Nr. 8, § 9 
Absatz 5, § 10 Absatz 2 LKRG NRW-E) wird die Möglichkeit geschaffen, den unveränderbaren 
Teil der Krankenversicherungsnummer als Teil der Identitätsdaten separat als Versicherten-
Chiffrat zu speichern. Wenn Datenübermittlungen bei der Registerstelle erforderlich werden, 
können diese unter Verwendung des bei der Vertrauensstelle vorgehaltenen Schlüssels erfüllt 
werden. Die Möglichkeit der Entschlüsselung wird korrespondierend dazu in § 10 Absatz 2 
LKRG NRW-E geregelt. Unter den in § 9 Absatz 5 LKRG NRW-E geregelten Voraussetzungen 
darf ausnahmsweise auch eine Verarbeitung im Klartext erfolgen, allerdings dann unter Be-
achtung der datenschutzrechtlich erforderlichen Maßgabe, dass eine Verarbeitung in einem 
eigens dafür vorgesehenen Bereich, auf den lediglich ein begrenzter Personenkreis Zugriff 
hat, erfolgt und die Daten sofort zu löschen sind, wenn sie für den verfolgten Zweck nicht mehr 
erforderlich sind.  
 
Da im Rahmen einer Meldung an das Landeskrebsregister lediglich diejenigen Therapiedaten 
relevant sind, die der Behandlung des Krebses selbst dienen, wird durch eine Einfügung im § 
2 Absatz 2 LKRG NRW-E klargestellt, dass lediglich krebsspezifische (Behandlungs-)Maß-
nahmen vom Begriff der „Therapie“ erfasst sind. Andere Maßnahmen wie beispielsweise 
Schmerzmedikation wären anderenfalls vom Begriff der Therapie grundsätzlich mit umfasst. 
Der Begriff der Therapie im Kontext des LKRG NRW wird daher durch die Änderung einschrän-
kend definiert. 
 
Die Regelungen zum Widerspruch gemäß § 13 LKRG NRW werden geändert, fortan ist der 
schriftliche Widerspruch nur noch bei der Vertrauensstelle beim LKR NRW einzulegen, womit 
damit auch eine Verpflichtung einer Meldung des Widerspruchsstatus durch die meldepflich-
tige Person künftig entfällt. Wie bisher erstellt das LKR NRW eine entsprechende Patientenin-
formation (Merkblatt § 13 LKRG NRW a.F.), die den Patienten vor Ort auszuhändigen ist. Aus 
Gründen der Klarstellung wird aufgenommen, dass es für die meldepflichtigen Personen je-
doch keine Pflicht zur Verwendung derselben gibt, eine Information (gleichen Inhalts) kann 
daher auch in eine eigene Praxis-Information der meldepflichtigen Person eingebettet werden. 
 
Begrifflichkeiten werden im gesamten Gesetz angepasst. Die Bezeichnung der Datenannah-
mestelle lautet fortan Vertrauensstelle und die Landesauswertungsstelle Registerstelle. Eine 
inhaltliche Änderung ist hiermit jedoch nicht verbunden. 
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Durch einen neuen Absatz 5 im § 17 LKRG NRW wird eine regelmäßige (mindestens jährliche) 
Meldeverpflichtung der Kassenärztlichen Vereinigungen hinsichtlich onkologisch tätiger Per-
sonen eingeführt, in dessen Rahmen Daten wie Name, Anschrift, Institutskennzeichen, Be-
triebsstättennummer sowie Fachrichtung an das LKR NRW zu melden sind. Die onkologische 
Tätigkeit einer Person wird vermutet, wenn in den zwölf Monaten vor einer Meldung ICD-
Schlüssel nach § 2 Absatz 1 LKRG in an die Kassenärztliche Vereinigung übermittelten Un-
terlagen enthalten sind. Anhand dieser Information wird eine Kontrolle der Meldeaktivitäten 
sowie eine gezielte Ansprache hinsichtlich der Erfüllung der Meldeverpflichtung sowie ggf. In-
formation oder erforderlichenfalls Schulungsangebote durch das LKR NRW ermöglicht. Es ist 
davon auszugehen, dass die Regelung erhebliche positive Auswirkungen auf das Meldever-
halten sowie die Meldungsdisziplin zeigen wird. 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 
 
Zu Nummer 1 (§ 1 LKRG – E): 
 
Es handelt sich um notwendig gewordene begriffliche Änderungen, da die frühere Gesellschaft 
epidemiologischer Krebsregister (GEKID) seit dem Jahr 2024 unter dem Namen Deutsche 
Krebsregister e.V. geführt wird. Die Krebsregistrierung in Deutschland umfasst heute nicht 
mehr nur ausschließlich die epidemiologische Krebsregistrierung, sondern auf Grundlage des 
§ 65c SGB V auch die klinische Krebsregistrierung. Um dieser Entwicklung Rechnung zu tra-
gen, wurde im April 2024 die Satzung und auch der Name des Vereins aktualisiert, was nun 
auch in den gesetzlichen Regelungen des LKRG NRW Niederschlag finden soll. 
 
Der Begriff Tumorerkrankungen wird durch den Begriff Krebserkrankungen ersetzt, da der Be-
griff des Tumors nicht jegliche Formen erfasst und daher der Gesetzeswortlaut genauer zu 
fassen ist. Etwa 90% der Krebserkrankungen machen sich durch Tumore, also Geschwulst-
bildung (Raumforderung), bemerkbar. Eine Krebsgeschwulst (synonym „solider Krebs“) ist de-
finiert als eine abnormale Gewebemasse, die eine deutliche, lokalisierte Beule oder Wuche-
rung im Körper bildet. Diese Masse entsteht, wenn Zellen in einem bestimmten Organ oder 
Gewebe beginnen unkontrolliert zu wachsen und sich zu teilen. Diese physische Struktur un-
terscheidet diese bösartigen Tumore von den übrigen 10% Krebsarten, bei denen es nicht zur 
Tumorbildung kommt.  
 
Die 10% Krebsarten, die auch „flüssige Krebsarten“ („flüssiger Krebs“) bezeichnet werden je-
doch keine Tumore bilden, werden als hämatologische Malignome bezeichnet, zu denen die 
Leukämien und das multiple Myelom gehören. Diese Krebsarten bestehen aus Krebszellen, 
die frei im Körper zirkulieren. Sie treten vor allem im Blut, im Knochenmark oder im Lymph-
system auf. Während also bei Krebserkrankungen der Begriff „Tumor“ sich demnach nur auf 
die 90% soliden Krebserkrankungen bezieht, bezieht sich bei Krebserkrankungen der Begriff 
„Leukämie“ oder „multiples Myelom“ auf die 10% Krebserkrankungen, die nicht mit Tumorbil-
dung (also nicht mit Geschwulstbildung) einhergehen. 
 
Der Begriff Krebs ist der Oberbegriff für diese beiden Unterformen „solider Krebs“ und „flüssi-
ger Krebs“ und wird fortan im LKRG NRW verwendet, da die Verpflichtung zur Krebsregistrie-
rung sich sowohl auf solide als auch auf flüssige Krebserkrankungen bezieht.  
 
Zu Nummer 2 (§ 2 LKRG - E):  
 
Im § 2 Absatz 1 wird der Begriff des „Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation und 
Information“ (DIMDI) durch das Bundesamt für Arzneimittel und Medizinprodukte ersetzt, da 
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das DIMDI im Jahr 2020 aufgelöst wurde. Seitdem gibt das BfArM die ICD-10-GM im Auftrag 
des Bundesministeriums für Gesundheit heraus.  
 
Durch die Änderung im § 2 Absatz 2 wird der Begriff der Therapie für den Geltungsbereich des 
LKRG NRW auf krebsspezifische Maßnahmen beschränkt, also solche Maßnahmen, die der 
Heilung des Krebses selbst dienen, allgemeine Therapiemaßnahmen wie Schmerzmedikation 
o.ä. erfüllen daher fortan den Begriff der Therapie nicht.  
 
Im Absatz 4 Nummer 4 wird eine klarstellende Ergänzung "gemäß amtlichem Wohnsitz" vor-
genommen. Diese soll sicherstellen, dass Angaben zum tatsächlichen Wohnort im Sinne des 
amtlichen Wohnsitzes der betroffenen Person übermittelt werden. Ohne diese Präzisierung 
wären auch Anschriften von Krankenhäusern, Praxen, Hotels oder konsularischen Vertretun-
gen o.ä. übermittelt, die nicht dauerhafter, sondern vorübergehender Natur sind und unter de-
nen man die betroffene Person postalisch faktisch nicht erreichen kann. 
 
Im Rahmen des Absatzes 4 Nummer 5 erfolgt eine Bezugnahme auf die Regelungen im § 290 
SGB V, so dass eine zusätzliche Definition der Krankenversicherungsnummer im LKRG NRW 
insoweit nicht erforderlich ist. Nach § 290 SGB V gilt daher auch die Unterscheidung in einen 
unveränderbaren und veränderbaren Teil entsprechend. 
 
In § 2 Absatz 7 wird der Begriff der Datenannahmestelle durch den Begriff der Vertrauensstelle 
ersetzt. Mit der Änderung sind zwar keine inhaltlichen Veränderungen bzw. Veränderungen im 
Aufgabenzuschnitt der unterschiedlichen Stellen im Register verbunden, die Begrifflichkeiten 
sollen jedoch an die üblicherweise verwendeten Begrifflichkeiten in der Landschaft der Krebs-
register angepasst werden. 
 
Die Aufhebung des § 2 Absatz 7 Nummer 6 LKRG-E ist durch die Änderung des § 13 LKRG-
E (s.u. zu Nummer 9) erforderlich, fortan ist der Widerspruch bei der Vertrauensstelle des LKR 
NRW einzulegen. Die Einlegung eines Widerspruchs stellt daher kein meldungsbezogenes 
Datum mehr dar und ist daher auch für die meldepflichtigen Personen nicht mehr meldepflich-
tig. 
 
Durch die Anfügung eines neuen Absatzes 15 und weitere Änderungen (vgl. § 3 Absatz 2 
Nummer 8, § 9 Absatz 5, § 10 Absatz 2 LKRG NRW) soll das LKR NRW in die Lage versetzt 
werden, den unveränderbaren Teil der Krankenversicherungsnummer für alle registrierten 
Personen temporär wiederherstellen zu können. Dies folgt unmittelbar aus den Verpflichtun-
gen des LKR NRW für gesetzlich vorgesehene Datenlieferungen, wie etwa dem § 4 GDNG. 
Der unveränderbare Teil der Krankenversicherungsnummer ist über diese Verpflichtungen 
hinaus immer häufiger die Grundlage für die Bildung anlassbezogener Pseudonyme für Da-
tenabgleiche im Gesundheitswesen. Durch die Möglichkeit die Versichertennummer in pseu-
donymisierter Form (Versicherten-Chiffrat) für alle registrierten Personen zu speichern und für 
die klar geregelten Zwecke den Klartext temporär wiederherstellen zu können, ist das LKR 
NRW gerüstet seinen Beitrag für die zukünftige Gesundheitsforschung zu leisten. Zum Schutz 
der Betroffenen liegt der unveränderbare Teil der Krankenversicherungsnummer in der Regis-
terstelle grundsätzlich in Form des Versicherten-Chiffrats bzw. zweckgebunden in Form eines 
von der Vertrauensstelle übermittelten anlassbezogenen Pseudonyms vor. In Fällen in denen 
der verfolgte Zweck auf anderem Wege nicht erfüllt werden kann, kann die Registerstelle in 
Kooperation mit der Vertrauensstelle die Versichertennummer temporär im Klartext verarbei-
ten. Dann müssen diese Daten jedoch streng zugriffslimitiert verarbeitet werden und schnellst-
möglich gelöscht werden. Der veränderbare Teil der Versichertennummer bildet die Kassen-
zugehörigkeit ab. Diese Daten im Klartext in der Registerstelle vorhalten zu können, ermöglicht 
es beim Abgleich mit den Daten einzelner Krankenkassen datensparsamer vorzugehen, da 
bereits vor der Entschlüsselung des Versicherten-Chiffrats oder des Identitäts-Chiffrats eine 
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Einschränkung auf für den Abgleich relevante Personen vorgenommen werden kann. Der Sys-
tematik des LKRG NRW entsprechend ist hierfür zunächst eine begriffliche Definition des Ver-
sicherten-Chiffrats erforderlich.  
 
Im Übrigen handelt es sich um begriffliche sowie redaktionelle Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 3 (§ 3 LKGR - E): 
 
Neu im Absatz 2 Nummer 3 aufgenommen ist die Möglichkeit der Vertrauensstelle melde-
pflichtigen Personen auch im Falle eines Verstreichens der Meldefrist anzusprechen und ent-
sprechend zur Meldung aufzufordern, was angesichts des angestrebten Ziels einer größtmög-
lichen Vollständigkeit der Meldungen im LKR NRW erforderlich ist. 
 
In Absatz 2 Nummer 7 und 8 wird die Umwandlung in ein Versicherten-Chiffrat nach § 2 Absatz 
15, die Verwahrung des entsprechenden Schlüssels durch die Vertrauensstelle und deren Be-
fugnis zur Entschlüsselung für die in § 10 Absatz 2 LKRG NRW vorgesehenen Fälle entspre-
chend ergänzt.  
 
Da Widersprüche nach § 13 LKRG NRW fortan bei der Vertrauensstelle entgegengenommen 
und bearbeitet werden sollen, wird diese Aufgabe in einer neuen Nummer 17 im Absatz 2 
ergänzt.  
 
Im Übrigen handelt es sich um begriffliche sowie redaktionelle Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 4 (§ 4 LKRG - E): 
 
Es handelt sich um eine begriffliche Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 5 (§ 9 LKRG - E): 
 
In § 9 Absatz 2 wird die Möglichkeit aufgenommen, den Datensatz an eine andere Person als 
die meldepflichtige Person zu übermitteln, wenn diese über eine entsprechende Empfangsbe-
vollmächtigung verfügt. In Absatz 3 Satz 3 wird das Versicherten-Chiffrat entsprechend aufge-
nommen, auch dieses kann fortan in der Registerstelle gespeichert werden, allerdings mit der 
Maßgabe, dass der Schlüssel für Fälle einer Entschlüsselung bei der Vertrauensstelle liegt. 
 
In Absatz 3 Satz 3 wird die Speicherung von Identitätsdaten in Form eines Versicherten-
Chiffrats ergänzt und in Absatz 4 Satz 4 die Angabe „Unklarheit“ durch „fehlende Plausibilität“ 
ersetzt. 
 
Absatz 5 enthält weitere Vorgaben für eine Verarbeitung des Versicherten-Chiffrats. 
 
Zum Schutz der Betroffenen liegt der unveränderbare Teil der Krankenversicherungsnummer 
in der Registerstelle grundsätzlich in Form des Versicherten-Chiffrats bzw. zweckgebunden in 
Form eines von der Vertrauensstelle übermittelten anlass-bezogenen Pseudonyms vor. In 
Ausnahme-Fällen in denen der verfolgte Zweck auf anderem Wege nicht oder nur mit einem 
unverhältnismäßig großen Aufwand erfüllt werden kann, kann die Registerstelle in Koopera-
tion mit der Vertrauensstelle, welche über den Schlüssel verfügt, die Versichertennummer tem-
porär im Klartext verarbeiten. In diesem Fall ist durch das LKR NRW nach Absatz 5 sicherzu-
stellen, dass lediglich ein begrenzter Personenkreis auf diese Daten Zugriff erhält und dieser 
Zugriff zudem in einem eigenen separaten Bereich in der Registerstelle stattfindet. Daten, die 
für den Zweck nicht mehr erforderlich sind, sind unverzüglich zu löschen. Der veränderbare 
Teil der Versichertennummer bildet die Kassenzugehörigkeit ab. Diese Daten im Klartext in 
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der Registerstelle vorhalten zu können, ermöglicht es in den oben beschriebenen Fällen beim 
Abgleich mit den Daten einzelner Krankenkassen datensparsamer vorzugehen, da bereits vor 
der Entschlüsselung des Versicherten-Chiffrats oder des Identitäts-Chiffrats eine Einschrän-
kung auf für den Abgleich relevante Personen vorgenommen werden kann. 
 
Im Übrigen handelt es sich um begriffliche sowie redaktionelle Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 6 (§ 10 LKRG - E): 
 
Die Entschlüsselung eines Versicherten-Chiffrats soll nur in bestimmten im § 10 Absatz 2 i. V. 
m. § 9 Absatz 5 geregelten Fällen erfolgen, hierzu wird im § 10 eine neuer Absatz 2 aufge-
nommen, der diese Fälle abschließend aufzählt. Zum einen können Versicherten-Chiffrate bei 
einem Forschungsvorhaben entschlüsselt werden, für Datenlieferungen nach § 16, falls dies 
im Rahmen eines Krebsfrüherkennungsprogramms notwendig wird und nach Nummer 3 auch 
für Datenlieferungen nach § 4 GDNG. 
 
Im Übrigen handelt es sich um begriffliche sowie redaktionelle Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 7 (§ 11 LKRG - E): 
 
Es handelt sich um begriffliche Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 8 (§ 12 LKRG - E): 
 
Im Rahmen des Absatz 6 ist die Angabe der meldestellenbezogenen Referenznummer nicht 
mehr erforderlich, so dass die Formulierung damit obsolet ist. Meldepflichtige Personen kön-
nen den im Landeskrebsregister gespeicherten Datensatz anfordern, solange sie zur dazuge-
hörigen Person bereits eine Meldung abgegeben haben. Hinsichtlich des Empfangs der Da-
tensätze wird die Möglichkeit einer entsprechenden Bevollmächtigung aufgenommen, so dass 
beispielsweise auch entsprechendes qualifiziertes Personal diese entgegennehmen könnten. 
 
Zu Nummer 9 (§ 13 LKRG - E): 
 
Der Widerspruch und auch dessen etwaige Rücknahme ist fortan schriftlich bei der Vertrau-
ensstelle des LKR NRW einzulegen, daher bedarf es im § 13 Absatz 1 LKRG NRW-E einer 
entsprechenden Ergänzung. Eine genaue Zuordnung dieser Aufgabe zur Vertrauensstelle ist 
notwendig, da anderenfalls wegen § 3 Absatz 5 LKRG NRW die Geschäftsstelle des LKR 
NRW zuständig wäre. Der dem Satz 3 angefügte Satz 4 entspricht der Formulierung im § 21 
LKRG NRW a.F. Die Anordnung der Schriftform für den Widerspruch soll hinsichtlich der be-
troffenen Personen insofern eine Warnfunktion erfüllen, die angesichts der Reichweite und 
Bedeutung der Entscheidung angebracht ist. 
 
Im Absatz 3 wird die vormals verwendete Begrifflichkeit des Merkblatts aufgegeben und durch 
den Begriff der Patienteninformation ersetzt, um den Stellenwert der Information zu unterstrei-
chen. Gleichwohl es sich um eine Information handelt, welche von der Aufklärung und ggf. 
weiterer Information durch die meldepflichtigen Personen zu unterscheiden ist, stellt die Infor-
mation über die Krebsregistrierung doch eine wesentliche Grundlage für die Entscheidung der 
betroffenen Personen hinsichtlich des Widerspruchs dar. Die Aushändigung der Patientenin-
formation ist durch die meldepflichtigen Personen selbst oder anderes qualifiziertes Personal 
sicherzustellen. 
 
Vielfach wurde in der praktischen Arbeit des Landeskrebsregisters der Umstand relevant, ob 
die meldepflichtigen Personen nicht eine „eigene“ Information verfassen können, die ggf. auch 
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in die anderweitigen Formulare/Aufklärung der meldepflichtigen Personen eingebettet sein 
könnte. Um an dieser Stelle insoweit Klarheit zu schaffen, wird durch die neue Formulierung 
deutlich, dass diese Möglichkeit insoweit eröffnet wird, es ist jedoch in jedem Fall sicherzustel-
len, dass der Inhalt nicht abweicht. 
 
Im Übrigen handelt es sich um begriffliche sowie redaktionelle Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 10 (§ 14 LKRG - E): 
 
Durch die neu angefügte Nummer 6 im Absatz sind fortan auch Therapieempfehlungen und 
Tumorkonferenzen meldepflichtig. 
 
Im Übrigen handelt es sich um eine begriffliche Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 11 (§ 15 LKRG-E): 
 
Es handelt sich um begriffliche Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 12 (§ 16 LKRG - E): 
 
Es handelt sich um begriffliche Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 13 (§ 17 LKRG - E): 
 
Um eine flächendeckende Erfüllung der Meldepflicht durch alle onkologisch tätigen Personen 
in NRW zu erreichen, ist es notwendig, dass das LKR NRW über diesbezügliche lückenlose 
Informationen verfügt, da nur dann eine Kontrolle der Meldeaktivitäten von einzelnen melde-
pflichtigen Personen - insbesondere onkologisch tätigen ambulanten Praxen - und ggf. eine 
entsprechende Ansprache durch das LKR NRW erfolgen kann. Daher besteht die Notwendig-
keit, durch die Gesetzesänderung eine gesetzliche Meldeverpflichtung derjenigen Stellen ein-
zuführen, die über vollständige Daten von kassenärztlich zugelassenen onkologisch tätigen 
Arztpraxen verfügen – diese sind die Kassenärztlichen Vereinigungen in NRW. Daher sieht 
Absatz 5 vor, dass regelmäßig - mindestens jedoch jährlich - die dort aufgeführten Daten an 
das LKR zu übermitteln sind. Aufgrund der Regelung, die bestimmt, dass eine onkologische 
Tätigkeit vermutet wird, wenn dem § 2 Absatz 1 LKRG NRW entsprechende ICD Schlüssel 
durch die Person an die Kassenärztliche Vereinigung gemeldet wurden, wird definiert, wann 
eine Meldeverpflichtung ausgelöst wird. Dies trägt zur leichteren Anwendung der Norm und 
Handhabbarkeit durch die Adressaten bei. Die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen werden 
in den Anwendungsbereich der Norm nicht mit einbezogen, da eine zahnärztliche onkologi-
sche Tätigkeit für sich genommen in der alltäglichen praktischen Arbeit nicht vorhanden ist. 
Lediglich die Berufsgruppe der Mund-Kiefer-Gesichts-Chirurgen wird in der Regel mit Krebs-
diagnosen befasst sein, diese sollen jedoch bereits in der Meldung der Kassenärztlichen Ver-
einigung enthalten sein. Die Gefahr einer fehlenden oder doppelten Meldung besteht deshalb 
nicht.   
 
Im Übrigen handelt es sich um eine begriffliche Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 14 (§ 18 LKRG - E): 
 
Es handelt sich um eine begriffliche Folgeänderung. 
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Zu Nummer 15 (§ 19 LKRG - E): 
 
Im Rahmen der Antragsstellung des Absatz 3 muss sichergestellt werden können, dass es 
sich auch um die jeweils antragsbefugte Person handelt, daher hat diese ihre Identität gegen-
über dem Register nachzuweisen.  
 
Im Übrigen handelt es sich um begriffliche Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 16 (§ 21 LKRG - E): 
 
Ein Widerspruch nach § 13 LKRG NRW impliziert auch eine Löschung der Daten im Rahmen 
des § 21, daher wird dies im Nummer 3 zur Klarstellung aufgenommen. 
 
Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle und begriffliche Folgeänderungen. 
 
Zu Nummer 17 (§ 23 LKRG - E):  
 
Mit Einführung des GDNG ist es nun grundsätzlich möglich, pseudonymisierte Daten des For-
schungsdatenzentrums Gesundheit („FDZ Gesundheit“) nach § 303d SGB V mit pseudonymi-
sierten Daten der klinischen Krebsregister der Länder nach § 65c SGB V für Forschungsvor-
haben zu verknüpfen und zu verarbeiten. Datennutzende dürfen die Daten verknüpfen (lassen) 
und verarbeiten, wenn sie nach dem GDNG drei Antragsverfahren erfolgreich durchlaufen ha-
ben: 
 
- Ein Antrag auf Genehmigung für die Verknüpfung und für die Verarbeitung der pseudonymi-

sierten Daten der Datenzugangs- und Koordinierungsstelle für Gesundheitsdaten nach § 3 
GDNG. 

- Ein Antrag auf Zugang zu den zu verknüpfenden Daten in pseudonymisierter Form des FDZ 
Gesundheit nach § 303e Abs. 3 SGB V und ein Antrag auf Zugang zu den zu verknüpfenden 
Daten in pseudonymisierter Form bei den zuständigen klinischen Krebsregistern der Länder 
nach § 65c SGB V.  

 
Die letztgenannte Voraussetzung ist derzeit noch nicht durch das LKRG abgebildet, daher 
sieht der neu angefügte Absatz 5 im § 23 vor, dass nach § 10 Satz 3 Bundeskrebsregisterda-
tengesetz (BKRG) in Verbindung mit § 4 GDNG das LKR NRW Identitätsdaten, Kontrollnum-
mern, epidemiologische, klinische sowie sterbefallbezogene für eine anlassbezogene Zusam-
menführung übermitteln und für länderübergreifende Versorgungsplanung und Forschungs-
projekte Sinne des § 1 GDNG zur Verfügung stellen kann.  
 
Im Übrigen handelt es sich um eine begriffliche Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 18 (§ 24 LKRG - E): 
 
Es handelt sich um eine begriffliche Folgeänderung. 
 
Zu Nummer 19 (§ 25 LKRG - E): 
 
Es handelt sich um eine begriffliche Folgeänderung. 
 
Zu Artikel 2 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


